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			Experten-Forum: Wie frei ist die Wissenschaft?

		
	
	

Die Wissenschaft ist frei – oder sie sollte es zumindest sein. Wie es um ihre Freiheit wirklich bestellt ist und wo Handlungsbedarf besteht, diskutierten hochkarätige Experten auf Einladung des Pragmaticus in der Akademie der Wissenschaften.







[image: Im Bild ist eine Bühne, auf der Andreas Schnauder, Sandra Kostner, Stefan Schleicher und Konrad Paul Liessmann sitzen. Im Vordergrund sitzt Publikum. Das Bild illustriert einen Artikel über das Experten-Forum in der Akademie der Wissenschaften zum Thema „Wie frei ist die Wissenschaft?“]Andreas Schnauder, Sandra Kostner, Stefan Schleicher und Konrad Paul Liessmann (v.l.n.r.)




Ob Galilei, Kopernikus oder Semmelweis: Wissenschaftler, die den aktuellen Stand ihrer Zunft in Frage stellten, hatten es immer schon schwer. Nun kommen auch noch die Cancel Culture, monetäre Zwänge und ideologische Scheuklappen dazu. Wie sehr ist der Forschergeist eingeschränkt und wie können wir die Wissenschaft wieder von ihren Fesseln befreien? Diese Fragen diskutierte Andreas Schnauder, Chefredakteur von Der Pragmaticus anlässlich unserer aktuellen Ausgabe zum Thema mit hochkarätigen Gästen am Dienstag in der Akademie der Wissenschaften in Wien.





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit




	Weg mit dem Bekenntniszwang!
	Erkenntnis braucht keinen Zeitgeist
	Der Siegeszug der Moralapostel
	Was ist bloß an den US-Eliteunis los?






Sandra Kostner ist nicht nur Geschäftsführerin des Masterstudiengangs „Interkulturalität und Integration“ an der Pädagogischen Hochschule Schwäbisch Gmünd, sondern gründete 2021 auch das „Netzwerk Wissenschaftsfreiheit“, das sich für eine freie Forschung und Wissenschaft einsetzt. Sie zitierte aus Studien in Deutschland, aus denen hervorgeht, dass 40 Prozent der Hochschullehrenden eine Einschränkung der Lehre durch „Political Correctness“ empfinden und immerhin noch 18 Prozent glauben, dass die Vorgaben der Political Correctness Forschung verhindern würden. Vor allem in bestimmten Gebieten wie Migrations-, Gender- oder Klimaforschung herrsche ein großer Druck, nicht von der Mainstream-Meinung abzuweichen, erzählte sie. 




[image: ]Sandra Kostner



Und wenn sie es doch tun würden, fehle den Forschenden oft nicht nur die Rückendeckung der Universitäten, sondern würden dafür auch noch bestraft. Was den Druck auf alle anderen weiter erhöhe,  ganz nach dem Motto: „Bestrafe einen, erziehe hundert.“ Auch finanzieller Druck spiele eine Rolle: „Da geht es nicht nur um den Ruf, da geht es oft um Jobangst“, sagt sie. Achtzig Prozent der Verträge an den Universitäten seien befristet, deshalb „stehen die Forschenden immer in Konkurrenz und müssen sich den Narrativen anschließen“. 




Bestimmte Narrative werden bedient




Ein Punkt, den der Volkswirtschaftler Stefan Schleicher von der Universität Graz nur unterstreichen konnte: „Ein Dissertant ist zu mir gekommen und hat mir von seiner Arbeit erzählt, die ihn eigentlich überhaupt nicht interessiert. Aber er erklärte mir: ‚Damit werde ich schneller publiziert.‘“ Denn es sei „zweifellos“ so, dass in wissenschaftlichen Journalen und Publikationen „bestimmte Narrative bedient werden“. Ein weiteres Problem sei, dass es wahnsinnig viele tolle Forschungsprojekte gäbe, aber die Mittel fehlen würden, um alle zu finanzieren – und am Ende würden sich dann doch oft jene Projekte durchsetzen, die jenen Narrativen folgen, die auf keinen Widerspruch stoßen werden. 




[image: ]Stefan Schleicher



Er kritisierte auch, dass sich gerade in der Klimaforschung einige seiner Kollegen als Aktivisten verstünden und ihre wissenschaftliche Meinung als Dogma in die Welt tragen würden: „Diese Wissenschaftler nehmen dieses Problem nicht ausreichend wahr. Sie sind der Meinung, dass die Lage prekär genug ist, um das zu rechtfertigen.“




Von beklagenswerten Menschen




Auch der Philosoph Konrad Paul Liessmann bedauerte den Konformitätsdruck auf den Universitäten: „Nicht gedachte Gedanken werden uns irgendwann fehlen.“ Er sei der festen Überzeugung, dass „jemand wie Sigmund Freud heute sofort ein Kandidat für die Cancel Culture wäre“. Aber er wies auch darauf hin, dass all das kein neues Phänomen sei – die Universitäten seien immer schon Vertreter des jeweiligen Mainstreams gewesen und die wissenschaftlichen Innovationen wären auch historisch meist von außen gekommen. Die größten Philosophen der jüngeren Geschichte, ob Friedrich Nietzsche, Karl Marx oder Søren Kierkegaard hätten abseits der Universitäten philosophiert. „Und die, die damals an den Universitäten waren, kennt heute niemand mehr.“ 




[image: ]Konrad Paul Liessmann



Umgekehrt seien auch die Klagen über Gängelung der Universitäten nichts neues. Schon Friedrich Schiller beklagte 1789 bei seiner Antrittsvorlesung an der Universität Jena, dass sich die Professoren dem Einfluss von Fürsten und Kirche beugen würden: „Beklagenswerter Mensch, der mit dem edelsten aller Werkzeuge, mit Wissenschaft und Kunst, nichts Höheres will und ausrichtet als der Taglöhner mit dem schlechtesten! der im Reiche der vollkommensten Freiheit eine Sklavenseele mit sich herumträgt!“




Hier zum Nachschauen die gesamte Diskussion.




Weitere Eindrücke des Experten-Forums:
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[image: ]Stefan Schleicher, Sandra Kostner, Konrad Paul Liessmann und Andreas Schnauder(v.l.n.r.)



[image: Michael Fleischhacker und Konrad Paul Liessmann]Michael Fleischhacker und Konrad Paul Liessmann



[image: Bernhard Binder-Hammer und Hanno Lorenz]Bernhard Binder-Hammer und Hanno Lorenz



[image: Werner und Martina Fasslabend, Martin Kreutner und Andreas Kornhofer]Werner und Martina Fasslabend, Martin Kreutner und Andreas Kornhofer



[image: Gregor Hochreiter und Kurt Wratzfeld]Gregor Hochreiter und Kurt Wratzfeld 



[image: Mat Schuh und Hannah Neunteufel]Mat Schuh und Hannah Neunteufel 



[image: ]Anton Rainer und Ernest Pichelbauer



[image: Andreas Unterberger und Thomas Eppinger]Andreas Unterberger und Thomas Eppinger



[image: Klaus Wölfer und Titus Leber]Klaus Wölfer und Titus Leber



[image: Laura Farley und Werner Fasslabend]Laura Farley und Werner Fasslabend



[image: Prinz Michael von Liechtenstein und Titus Leber]Prinz Michael von Liechtenstein und Titus Leber



[image: Robert Perischa, Martin Rhonheimer und Lukas Bittner]Robert Perischa, Martin Rhonheimer und Lukas Bittner



[image: Stefan Schmidt und Reinhart Adam]Stefan Schmidt und Reinhart Adam
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			Gaza, sechs Monate nach Israels 9/11

		
	
	

Der Krieg in Gaza wird nur enden, wenn die Hamas zerstört ist. Dass die Welt Israels Einsatz mit zweierlei Maß misst, verlängert das Leid auf beiden Seiten. 






[image: Eine Frau weint vor dem Grab von Valentin (Eli) Ghnassia, 23, der bei einem Gefecht mit militanten Palästinensern im Kibbutz Be'eeri nahe der israelischen Grenze zum Gazastreifen getötet wurde, weinen an seinem Grab während seiner Beerdigung am 12. Oktober 2023 auf dem Militärfriedhof Mount Herzl in Jerusalem in Israel. Das Bild illustriert einen Kommentar über sechs Monate Krieg in Gaza.]Begräbnis von Eli Ghnassia, 23, der am 7.10.2023 im Kibbutz Be'eeri getötet wurde. Jerusalem, am 12. Oktober 2023.




Kein Land der Welt hätte nach dem 7. Oktober 2023 zur Tagesordnung übergehen können. Doch sechs Monate nach dem größten Massenmord an Juden seit der Shoah verblasst außerhalb Israels die Erinnerung an den Grund für den Krieg in Gaza. Während ich diese Zeilen schreibe, scheint sich eine Waffenruhe anzubahnen. Wenn sie zustande kommt, wird Israel ein Vielfaches an verurteilten Verbrechern freilassen als die Hamas unschuldige Geiseln. Und die Hamas wird die Zeit nutzen, um sich auf den nächsten Kampf vorzubereiten.





Mehr von Thomas Eppinger




	Gemma BILLA? Nicht mit Kopftuch!
	Die Verharmlosung der KPÖ
	Der Feind hört mit
	Wahl und Qual






Nur zur Erinnerung: 1.200 Menschen wurden ermordet, mehr als 5.000 verletzt und 240 entführt. Wer sich die Bilder, Videoclips und Berichte der Gräueltaten nicht antun möchte, kann sich einen Eindruck vom unbändigen Stolz der Täter verschaffen, indem er sich anhört, wie ein junger Terrorist seine Eltern anruft und sich damit brüstet, „zehn Juden eigenhändig getötet“ zu haben. Als hätte er im WM-Finale einen Hattrick erzielt. Den Mitschnitt samt Untertiteln kann man hier hören, Bildaufnahmen dazu wurden nicht veröffentlicht.




Eine humanitäre Katastrophe in Gaza




Sechs Monate nach Beginn des Gaza-Kriegs ist die Lage der Einwohner des Gaza-Streifens katastrophal. Die Frage ist allerdings, wer dafür verantwortlich ist. Die deutsche Bundestagsabgeordnete Julia Klöckner (CDU) berichtete kürzlich vor Ort auf X, dass Israel die Zahl der Versorgungs-LKW aus Ägypten nicht limitiert, sie würden nur auf Waffen und Sprengstoff untersucht. Täglich kämen 250 LKWs an. Die UN würden aber nur 100 LKW pro Tag abfertigen, außerdem stünden zu wenige palästinensische Fahrer zur Verfügung. Frau Klöckner zufolge könnte und würde das israelische Grenzpersonal wesentlich mehr LKW abfertigen und über die Grenze lassen. Stimmt ihr Bericht, läge die Ursache für die aktuellen Versorgungsengpässe auf palästinensischer Seite. 





Die Weltgemeinschaft reagiert auf diesen Krieg anders als auf einen, der aus einem ganz ähnlichen Anlass geführt wurde. 






Das jedoch nur am Rande, der entscheidende Punkt ist: Die Hamas könnte den Krieg jederzeit binnen Stunden beenden: Geiseln freilassen, Anführer ausliefern. Aber für den Propagandakrieg der Hamas ist ein totes palästinensisches Kind wertvoller als eines, das zur Schule geht. Die Strategie der Hamas geht auf: Die Weltgemeinschaft reagiert auf diesen Krieg anders als auf einen, der aus einem ganz ähnlichen Anlass geführt wurde. 




Das 9/11 Israels




Eine Woche nach 9/11 verkündete George W. Bush den „War on Terror“. Die UNO schloss sich der amerikanischen Rechtsansicht an, der zufolge Terrorismus kein bloßer krimineller Akt sei, sondern eine Form des Krieges: Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erkannte das Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung an und betrachtete internationale terroristische Handlungen als Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit. Damit wurde die „Operation Enduring Freedom“ völkerrechtlich legitimiert. Sie dauerte vom 7. Oktober 2001 bis zum 28. Dezember 2014. Je nach Quelle sind dabei zwischen 500.000 (Brown University) und mehr als eine Million (IPPNW) Menschen getötet worden. 




Wie in jedem Krieg kamen auch in diesem Zivilisten zu Tode. Der in Deutschland bekannteste Zwischenfall ist ein Angriff in der Nähe der afghanischen Provinzhauptstadt Kundus am 4. September 2009. Auf Befehl von Bundeswehroberst Georg Klein bombardierten zwei amerikanische Kampfflugzeuge zwei Tanklastzüge inmitten einer Menschenmenge. Dabei wurden mehr als 100 Zivilisten getötet. Der deutschen Bundesanwaltschaft zufolge war der Angriff völkerrechtlich gedeckt.





Dass Israel einen Völkermord an den Palästinensern plant oder begeht, ist eine absurde Vorstellung. 






Auch wenn man Opferzahlen nicht gegeneinander aufrechnen darf: der Vergleich mit 9/11 veranschaulicht die Dimension des Schocks, den der 7. Oktober in Israel ausgelöst hat. Es gibt kaum jemanden, der nicht direkt oder indirekt betroffen ist: Legte man die Zahl der Opfer der beiden Terroranschläge (2.996 und 1.200) auf die Einwohnerzahl der beiden Länder um (285 Mio. und 10 Mio.), entspräche der Anschlag der Hamas einem Äquivalent von 34.000 Todesopfern in den USA. Weniger als ein Zehntel davon hat gereicht, um 13 Jahre Krieg mit hunderttausenden Toten völkerrechtlich zu legitimieren. 




Zweierlei Maß




Im Gegensatz zu den USA und Großbritannien sieht sich Israel mit dem Vorwurf des Völkermords konfrontiert. Nun mag die Frage, ob Südafrika eine Chance hat, mit seiner Klage vor dem Internationalen Gerichtshof in Den Haag zu obsiegen, ja eine interessante Aufgabe für Völkerrechtsstudenten darstellen. Politisch ist die Klage nichts anderes als ein Akt der Kriegsführung mit legalistischen Mitteln („legal warfare“), um Israel zu delegitimieren und politisch noch stärker unter Druck zu setzen. 




Dass Israel einen Völkermord an den Palästinensern plant oder begeht, ist eine absurde Vorstellung. Bislang konnte mir noch niemand, der auf Basis des Völkerrechts gegen Israel argumentiert, erklären, wie man 100%ig völkerrechtskonform Krieg gegen einen Gegner führt, der seinerseits sämtliche Bestimmungen des Völkerrechts ignoriert und aus der Mitte der Zivilbevölkerung heraus operiert. Wenn sich Militärzentralen in Schulen und Krankenhäusern verbergen, wird eben auch in Schulen und Krankenhäusern gekämpft. 





Wir alle wissen, was stattdessen passiert ist. 






Was vielen in der täglichen Nachrichtenflut vielleicht nicht bewusst ist: Es gibt keine freie Berichterstattung aus Gaza. Sämtliche Nachrichten, die nicht von den israelischen Streitkräften stammen, kommen direkt aus der Propagandaküche der Hamas, einschließlich der Opferzahlen. Das Verhör eines Sprechers der Terrororganisation Islamischer Dschihad zeigt, wie die Massenmanipulation der Medien orchestriert wird. Unter diesem Link (mit Untertiteln) kann man es sich auf X ansehen. 




Die Rolle des Westens




Naheliegend wäre gewesen, der Palästinensischen Autonomiebehörde alle Mittel zu entziehen, bis die Drahtzieher des Terrors einem internationalen Gerichtshof und sämtliche Geiseln an Israel ausgeliefert worden sind. Naheliegend wäre gewesen, Druck auf die Hamas über Katar und Iran aufzubauen, ohne deren Unterstützung die Hamas ihre jetzige Stärke niemals hätte aufbauen können. Naheliegend wäre gewesen, der Hamas – und den Einwohnern des Gaza-Streifens – unmissverständlich klarzumachen, dass der Krieg nicht enden wird, solange sich auch nur eine einzige Geisel in ihrer Gewalt befindet. 




Wir alle wissen, was stattdessen passiert ist. Statt einer „Koalition der Willigen“ gab es Ermahnungen Israels durch die Biden-Regierung und die EU, ein Mehr an Geldern für den Gaza-Streifen und anti-israelische Demonstrationen im Wochentakt.




Völkerrecht ist Politik. Am Ende läuft alles auf die Frage hinaus, ob man Israel das Recht zubilligt, Krieg gegen die Hamas zu führen. Dass der Westen statt der Hamas Israel unter Druck setzt, verlängert nicht nur das Leid der israelischen Geiseln und ihrer Angehörigen, sondern auch das der Bewohner des Gaza-Streifens. 
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			Darf Wissenschaft aktivistisch sein?

		
	
	

Die Wissenschaft soll frei sein. Doch was macht diese Freiheit aus? Entfernen sich Wissenschaftler von der Wissenschaft, wenn sie sich engagieren?






[image: Demonstration von niederländischen Wissenschaftlern gegen die Subventionierung von fossiler Energie. Das Foto illustrirt einen Beitrag, der sich mit Aktivismus und Wissenschaft beschäftigt.]Wissenschaftler in den Niederlanden demonstrieren im März 2023 gegen Subventionen für fossile Energie wie sie etwa Shell bekommt. 




Ohne kritische Reflexion ihrer eigenen Grundlagen kommt Wissenschaft nicht weiter – das gilt für die Naturwissenschaften ebenso wie für die Geistes- und Geschichtswissenschaften, sagt der Philosoph Konrad Paul Liessmann. Qualität und Freiheit der Wissenschaften zeigten sich auch daran, wieviel Kritik möglich ist. Dennoch ist er gegen Aktivismus von Wissenschaftlern.




Der Podcast über Wissenschaft







Wir können das Wissenschaft nennen, was der der Rationalität verpflichtet ist.

Konrad Paul Liessmann




Was ist gute Wissenschaft? Der Philosoph Konrad Paul Liessmann nutzt die Frage, um zu diskutieren, was Wissenschaft – er plädiert auch dafür, von den Wissenschaften zu sprechen, nicht von der Wissenschaft – von anderen Zugängen zur Realität unterscheidet. Es sei ihre „Verpflichtung auf Rationalität“, die Wissenschaft von anderen Erkenntnisweisen abgrenze. 




„Wenn wir von den Wissenschaften sprechen, dann sprechen wir von einer großen Familie von Forschungsmethoden, Forschungsrichtungen, Forschungsansätzen, die bei aller Unterschiedlichkeit etwas gemeinsam haben. Wir können das Wissenschaft nennen – und nicht Religion, nicht Glaube und nicht Vermutung. Was die vielfältigen Zugänge zur Wirklichkeit gemeinsam haben, ist die Verpflichtung auf Rationalität.“




Kriterien der Rationalität




Rationalität sei anhand von zwei Kriterien bewertbar, sagt Liessmann. Für die nicht experimentellen und nichtempirischen Wissenschaft gelte etwa die rationale Nachvollziehbarkeit des Arguments, das selbst wiederum bestimmten Regeln und Ordnungen folgt: Welche Hypothese wird auf Basis welcher Theorie und welcher Annahmen gebildet?  




„In den empirischen Wissenschaften ist das Kriterium, wie die Hypothese oder die These an der Wirklichkeit überprüft wird. Wie überprüfe ich sie an der Erfahrung? Wie überprüfe ich sie im Experiment? Es haben natürlich nur solche Theorien einen wirklichen Wert, deren experimentelle Grundlagen reproduzierbar sind. Eine einmalige Erleuchtung ist für Wissenschaft vollkommen wertlos.“




Ist Wissenschaft immer Fortschritt? 




Die Vorstellung von wissenschaftlichem Fortschritt, die Idee also, dass eine Erkenntnis frühere Erkenntnisse ersetzt, stellt Liessmann in den Kontext der Naturwissenschaften. Dort löst das das kopernikanische Weltbild das ptolemäische ab, und das Verständnis der Gegenwart vom Universum ist komplexer als Kopernikus dies überhaupt herausfinden hätte können.  






„In den Geisteswissenschaften ist es ganz anders. Da kennen wir diese Varianten von philosophischen Fortschritt nicht. Nehmen Sie Immanuel Kant: Natürlich bringen wissenschaftliche Auseinandersetzungen mit Fragen der Moral, der Ethik, mit Fragen des Zusammenlebens, mit der Frage, was sind Werte, eine ständige Verfeinerung der Argumente. Aber keine der Veränderungen hat dazu geführt, dass man sagen kann, jetzt sind wir so weit, dass wir Kant über Bord werfen können. Ganz im Gegenteil, wir kehren immer wieder zu ihm und zu anderen Denkerinnen und Denkern der Vergangenheit zurück. Das heißt, es gibt auch Wissenschaften, bei denen der Fortschritt darin besteht, dass sie immer kritisch mit ihrer eigenen Vergangenheit auseinandersetzen und aus dieser Auseinandersetzung dann neue Erkenntnisse oder neue Perspektiven gewinnen.“ 




Auch die historischen Wissenschaften entwickelten sich durch die Neubewertung und kritische Auseinandersetzung mit den historischen Methoden und den Geschichtswissenschaften zuvor weiter so Liessmann. „Selbst wenn es keine neuen Erkenntnisse gäbe, was nicht der Fall ist, so verändert doch unser Blick auf die Vergangenkeit auch unser Wissen von der Vergangenheit. Wir lesen alte Dokumente heute ganz anders und ein modifiziertes Bild vom Leben der Menschen in der griechischen Antike, in der römischen Antike, im Mittelalter. Das zeigt, dass wir einerseits aufbauen auf dem, was vor uns geleistet worden ist und gleichzeitig, dass wir das auch immer wieder kritisch in Frage stellen müssen.“ 




Spezialisierung und Freiheit




Hochspezialisierte Wissenschaften sind der Kritik von Außen weniger zugänglich. Mindert das ihre Qualität? Liessmann sieht in der Spezialisierung eher einen „Beitrag zur Qualitätssicherung“. „Je spezialisierter eine Wissenschaft, umso ausgewiesener muss man sein, um in dem Expertenkreis noch mitreden zu können.“ 




Auf der anderen Seite bedingt die Spezialisierung auch, dass Maßnahmen zur Qualitätssicherung wie etwa  der Peer Review auch ausgrenzend wirken können. Bei kleinen Wissenschaftsfeldern kennen sich viele Akteure, wer ein Paper einreicht, antizipiert möglicherweise, was Gutachter urteilen werden, zumindest sei das in der Philosophie durchaus möglich, die sich in verschiedene Strömungen und „Bindestrich-Philosopohien“ aufgeteilt hat, so Liessmann. 




Für ihn verweist dies auf ein Muster, das in der Wissenschaftsgeschichte immer wieder zu entdecken sei: „Nicht alle, aber doch einige bahnbrechende Entdeckungen wurden von Außenseitern gemacht, von Personen, die vom akademischen Wissenschaftsbetrieb ausgeschlossen worden sind, die verachtet worden sind, die belächelt worden sind und die trotzdem Recht gehabt haben. Das ist ein Stachel im Fleisch der organisierten Wissenschaft, dass man immer damit rechnen muss, dass die Musik ganz woanders spielt, nicht in den Zentren des etablierten Betriebs.“




Dürfen Wissenschaftler Aktivisten sein? 




Wissenschaftler sind auch nur Menschen, Staatsbürger mit politischen Ansichten, Eltern oder Großeltern vielleicht, die sich um die Zukunft sorgen. Für den Philosophen Jacques Derrida stellte der Bezug der Wissenschaften und der Universitäten zum öffentlichen Raum ein Erbe der Aufklärung dar, eine Grundbedingung, damit sich auch Gesellschaften weiterentwickeln können. 




[image: Wissenschaftler blockieren einen Straße und sind bereits von der Polizei eingekesselt.]Auch im Februar 2024 waren die Wissenschaftler wieder auf der Autobahn bei Den Haag, um gegen fossile Subventionen zu demonstrieren. Die Begründung steht auf dem Banner: „Das Privileg zu wissen, die Pflicht zu handeln“. Eine derartige Pflicht sieht Liessmann nicht.



Sollen sich Wissenschaftler nun politisch einmischen? Wann beginnt die Einmischung? Sollen sie zum Beispiel die Klimakrise nur erforschen oder auch vor Fehlentwicklungen warnen? Im Dossier zur Wissenschaftsfreiheit hatte sich Konrad Paul Liessmann gegen Aktivismus von Wissenschaftlern ausgesprochen. Zum einen, so Liessmann bezugnehmend auf die Feuerbach-Thesen von Karl Marx, berge die Annahme, man wisse, in welche Richtung sich die Welt weiterentwickeln solle, die Gefahr des fatalen Scheiterns wie etwa die sozialistischen Diktaturen gezeigt hätten. 




„Der zweite Grund ist, dass die Logik der Wissenschaft eine andere ist wie die Logik des Aktivismus. Aktivismus, diese politische Form der Betätigung, Politik, das habe ich bei Friedrich Nietzsche gelernt, folgt ganz nüchtern einem Kalkül der Macht. Das gehört aber nicht zur Wissenschaft, sondern die Wissenschaft ist ja tatsächlich den besseren Argumenten verpflichtet. Deshalb ist jeder Wissenschaftler, der Aktivist sein will, einer, der seine wissenschaftliche Tätigkeit dadurch ideologisch zumindest einengt.“




Warnungen von Klimawissenschaflern etwa hätten ihren Platz bei der Beratung von Politik. Doch die Politik selbst müsse den Politikern überlassen werden, ebenso, wie man die Wirtschaft den Ökonomen überlassen müsse. „Der Klimaforscher ist kein Ökonom. Der Klimaforscher ist kein Soziologe. Er kann gute Vorschläge machen, aber er hat keine Ahnung davon, wie das bei Menschen ankommt, zu welchen sozialen Verwerfungen, sozialen Spannungen das führen kann, zu welchen ökonomischen Dynamiken.“ 




Über Konrad Paul Liessmann




[image: Konrad Paul Liessmann bei einer Diskussion während des Philosophicum Lech im September 2023. Das Bild ist Teil eines Beitrags über Wissenschaftsfreiheit.]Konrad Paul Liessmann.



Konrad Paul Liessmann ist Philosoph und lehrte von 1995 bis zu seiner Emeritierung 2023 an der Universität Wien. Er ist der Autor zahlreicher Bücher, darunter das zuletzt erschienene Werk Gedankenspiele über die Verantwortung (Verlag Droschl).  Liessman ist neben Barbara Bleisch Intendant des Philosophicum Lech, das in diesem Jahr unter dem Motto „Sand im Getriebe“ steht. 
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			Erkenntnis braucht keinen Zeitgeist

		
	
	

Zeitgeist und Politik geben die Richtung vor: Kernphysiker bekommen für ihre Forschung fast kein Geld mehr, Öko-Lobbyisten und Weltretter werden hofiert.






[image: Die Illustration zeigt einen mit Geld gefüllten Tresor, der mit Ketten und Vorhängeschloss verschlossen ist. Das Bild illustriert einen Kommentar über die Verteilung der Fördergelder in der Forschung.]Allein dadurch, dass Fördermittel nach politischem Kalkül verteilt werden, bleibt es nicht aus, dass bestimmte Forschungsbereiche viel und andere wenig bekommen.




Von Albert Einstein stammt der schöne Satz: „Wenn wir wüssten, was wir tun, wäre es keine Forschung.“ Und tatsächlich entstanden viele wissenschaftliche und technologische Durchbrüche aus Versehen. Porzellan wurde erfunden, weil die Alchemisten Gold herstellen wollten. Tesafilm sollte ursprünglich Heftpflaster werden. Viagra wurde entdeckt, weil männliche Versuchspersonen ein Herzmedikament in der Testphase partout nicht mehr absetzen wollten.





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit
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Schon allein deshalb ist die Freiheit der Wissenschaft ein hohes Gut, das es zu bewahren gilt. Zunächst die positive Nachricht: Der Akademische Freiheitsindex (AFI), der den Grad der Forschungsfreiheit in 177 Ländern misst, nimmt in Deutschland erfreulicherweise einen Spitzenwert ein. Gekaufte Forschung, verfälschte Studienergebnisse oder gezielte Unterschlagung von wissenschaftlichen Erkenntnissen sind an unseren Universitäten nicht zu erkennen.




Unerwünschte Forschung




Der deutsche Wissenschaftsbetrieb ist überwiegend staatlich finanziert. In den USA ist das etwas anders. Dort ist es üblich, dass Forschungseinrichtungen in hohem Maße auch von privatwirtschaftlichen Unternehmen Gelder erhalten. Die Universität von Stanford zum Beispiel wird seit jeher vom Silicon Valley unterstützt. Es liegt auf der Hand, dass dadurch eine Menge Forschungsprojekte interessengeleitet sind.




Doch verhält es sich grundsätzlich anders, wenn das Geld vom Staat kommt? Ist ein Wissenschaftssystem, das fast ausschließlich durch die Politik finanziert wird, wirklich komplett unabhängig? Hat nicht auch die Politik starkes Interesse daran, zu bestimmen, welche Technologien sie nach vorne bringen möchte oder welche wissenschaftlichen Bereiche nicht förderungswürdig sind?




Politik mit Fördergeldern




Selbstverständlich haben es heutzutage Forscher, die an regenerativen Energien, an Biolandwirtschaft, an der Mobilitätswende oder an Elektromobilität arbeiten, einfacher, an Forschungsgelder zu kommen, als Kernphysiker, Pflanzengenetiker oder Maschinenbauer in der Dieseltechnologie. 




Das bedeutet natürlich nicht automatisch, dass die Politik der Wissenschaft Ergebnisse diktiert. Doch allein dadurch, dass Fördermittel nach politischem Kalkül verteilt werden, bleibt es nicht aus, dass bestimmte Forschungsbereiche viel und andere wenig bekommen. Das macht es Wissenschaftlern, die in politisch unerwünschten Bereichen forschen, schwer bis unmöglich, ihre Ideen zu verfolgen – allein schon deswegen, weil sie gewisse Projekte nicht finanziert bekommen, weil deren Fachbereiche aufgelöst werden oder man ihr Forschungsgebiet gar als verwerflich ansieht. 





Rebellen der Forschung




[image: Porträt von Galileo Galilei]



Galileo Galilei




„Lebenslanger Hausarrest“ lautet 1616 das Urteil der katholischen Kirche gegen den Mathematiker, Physiker und Astronomen Galileo Galilei nach der Veröffentlichung des „Dialogo“ (Dialog Galileo Galileis über die zwei wichtigsten Weltsysteme, das ptolemäische und das kopernikanische). Sein Vergehen: Er erschüttert das Weltbild der Kirche, demzufolge sich das Universum um die Erde (und damit um den Menschen) dreht. Seit 1609 hat Galilei mit einem von ihm konstruierten Teleskop den Himmel beobachtet. Er beschreibt Krater auf der Mondoberfläche, Sonnenflecken, Saturnringe und entdeckt die vier größten Jupitermonde. Seine Beobachtungen bestätigen das Weltbild des Nikolaus Kopernikus, weshalb er ins Visier der Inquisition gerät. Der Papst erlaubt Galilei die Forschung nur unter der Bedingung, seine Entdeckungen als bloße Hypothese zu veröffentlichen. Mit dem „Dialogo“ unternimmt der gläubige Astronom einen „geradezu schalkhaften Versuch“, das Verbot, für Kopernikus’ Lehren einzutreten, „scheinbar zu befolgen, sich de facto jedoch darüber hinwegzusetzen“ (Albert Einstein im Vorwort einer Ausgabe von 1953). Galilei stirbt 1642. 350 Jahre später wird er von der Kirche rehabilitiert.





Natürlich bestanden diese Abhängigkeiten schon immer. In der Nachkriegszeit war es die Kernenergie, deren Erforschung in hohem Maße staatlich gefördert wurde. Heute ist es der ökologisch-industrielle Komplex, der mit Fördergeldern überschüttet wird.




Wer ist hier der Lobbyist?




Vielleicht mit einem Unterschied: Wenn in den 1970er-Jahren ein Wissenschaftler Kernenergie als die Lösung des Energieproblems propagierte, dann wurde von der Öffentlichkeit üblicherweise (und zu Recht) die kritische Frage gestellt, wie unabhängig er denn wirklich sei. Ob er vielleicht sogar ein Atom-Lobbyist wäre. 




Wenn dagegen heute ein Forscher die deutsche Energiewende als die Lösung des Klimaproblems propagiert, dann ist er in den Augen vieler kein Öko-Lobbyist, sondern ein selbstloser Weltretter.




Übrigens: Die Gesamtsubventionen für die deutsche Kernforschung wurden laut Greenpeace (sicher keine Atomlobby) auf 320 Milliarden Euro geschätzt, und zwar im Zeitraum von 1950 bis 2010 – eine Summe, die der Staat für die Erneuerbaren innerhalb von deutlich weniger Jahren ausgegeben hat. 




Mittlerweile haben sich viele Bereiche des Wissenschaftsbetriebs auf das Thema eingestellt. Es gibt Lehrstühle für regenerative Energiesysteme, Arbeitsgruppen für Gender und Klimagerechtigkeit und Institute für Umweltökonomie. An Universitäten beschäftigen sich unzählige Geistes- und Naturwissenschaftler mit dem Thema. Der akademische Zeitgeist ist vorwiegend grün. An der TH Bingen kann man einen Bachelor in Klimaschutz und Klimaanpassung machen, die Uni Kiel bietet den Masterstudiengang „Climate Physics“ an, und in Berlin, Darmstadt und Eberswalde kann man sich zum Nachhaltigkeitswissenschaftler ausbilden lassen. Studieren für eine bessere Welt. 




Als Wissenschaftskabarettist komme ich regelmäßig mit dem deutschen Wissenschaftsbetrieb in Kontakt. In vielen Gesprächen höre ich immer wieder, dass in der akademischen Welt bei Themen wie Energieversorgung, Klimaschutz und Nachhaltigkeit ein erheblicher Gruppendruck entstanden ist, der es alternativen Denkern und Verfechtern anderer Konzepte immer schwerer macht, aus dem allgemeinen Meinungskonsens auszubrechen.




Vier von zehn fühlen sich unfrei




Laut einer Umfrage des Instituts für Demoskopie Allensbach fühlen sich 40 Prozent der Hochschullehrer durch den allgemeinen Zeitgeist in ihrer Tätigkeit eingeschränkt. 18 Prozent sind sogar der Auffassung, dass dieser Zeitgeist verhindert, bestimmten Forschungsfragen nachzugehen. Für die Wissenschaft ist das fatal, denn dort sollte es ja eigentlich darum gehen, immer wieder die bestehenden Theorien und Konzepte offen zu diskutieren, zu hinterfragen und gegebenenfalls zu korrigieren. 





Klimaforschung ist objektive Wissenschaft. Klimapolitik dagegen ist subjektiv, unscharf und verhandelbar.






Bei Energiewende und Klimaschutz hat die Politik große Erwartungen an die Wissenschaft. Doch die Wissenschaft kann keine Patentrezepte, geschweige denn -lösungen anbieten, wie wir unsere Zukunft gestalten sollen. Sie bietet lediglich Methoden an, um immer bessere Erkenntnisse zu gewinnen, auf deren Basis wir neue Wege für die Zukunft definieren können. Doch diese Zukunft ist und bleibt offen, weil die gefundenen Erkenntnisse immer nur vorläufig sind. 




Klimaforschung ist objektive Wissenschaft. Klimapolitik dagegen ist subjektiv, unscharf und verhandelbar. Wer beides bewusst miteinander vermischt oder gar gleichsetzt, gewinnt vielleicht die Sympathien der Öffentlichkeit, aber er missbraucht damit die Wissenschaft für populistische Zwecke. 




Der Wissenschaftsphilosoph Michael Esfeld sagte dazu: „Als Methode ist die Wissenschaft sehr erfolgreich. Wir verdanken ihr einen enormen Gewinn an Lebensqualität und Lebensverlängerung. Wissenschaft ist aber kein politisches Programm, das man zur Steuerung der Gesellschaft einsetzen kann.“ Als politisches Programm – „Follow the Science“ – zerstört die Wissenschaft sich selbst und die Gesellschaft gleichermaßen. 




Ottmar Edenhofer, Direktor und Chefökonom des Potsdam Instituts für Klimafolgenforschung, sieht das anscheinend anders. Bereits 2010 machte er in einem Interview keinen Hehl daraus: „Wir verteilen durch die Klimapolitik de facto das Weltvermögen um.“ Das zeigt, dass in den Klimawissenschaften das politische Programm eine große Rolle spielt, die sich mit der Unabhängigkeit der Wissenschaft so gar nicht verträgt.
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			Weg mit dem Bekenntniszwang!

		
	
	

Konformismus und Aktivismus infizieren die Wissenschaft. Das sind schlechte Voraussetzungen für bahnbrechende Entdeckungen.






[image: Die Illustration zeigt ein Mikroskop, das von einer Eisenkette umwickelt ist, die wiederum mit Vorhängeschlössern verschlossen ist. Auf den Schlössern stehen die Begriffe „Ideologie“, „Geld“ und „Politik“. Das Bild illustriert einen Artikel über die Freiheit des wissenschaftlichen Forschens.]Wie frei können Forscher wirklich arbeiten, wenn Politik und Zeitgeist die Richtung vorgeben?




Folgt der Wissenschaft! Kaum ein Imperativ erfuhr in der letzten Zeit so viel begeisterte Zustimmung wie diese schlichte Aufforderung. Follow the Science! Das war eine der Parolen, mit denen Greta Thunberg die Klimabewegung enthusiasmierte, und der zeitweilige Schulterschluss zwischen „Scientists for Future“ und umweltbesorgten Aktivisten schien ein durchaus erfolgversprechendes Bündnis zur Bekämpfung des globalen Klimawandels. Allen, die diesem Ruf nicht bereitwillig folgen wollten, konnte man Ignoranz, Wissenschaftsskepsis, Anfälligkeit für Verschwörungstheorien oder Schlimmeres vorwerfen. 





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit
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Aus den eindeutigen wissenschaftlichen Befunden scheint klar hervorzugehen, was getan werden muss, nur die verstockte Politik hat die Zeichen der Zeit noch nicht erkannt.




Konsens heißt nicht Wahrheit




An dieser so plausiblen Argumentation ist einiges höchst fragwürdig. Allein die Annahme, es gäbe „die“ Wissenschaft, ist irrig. Abgesehen von den methodischen und atmosphärischen Welten, die Geistes- und Naturwissenschaften trennen, ist die neuzeitliche Wissenschaft durch Kontroversen, nicht durch Uniformität gekennzeichnet. Einander widersprechende Hypothesen und Theorien erzeugen eine Dynamik, die einen wohl gut bestätigte von fragwürdigen Konzepten unterscheiden lässt, aber keine Gewissheit geben kann. 




Die Überlegung, dass jenen Erkenntnissen am ehesten zu trauen ist, zu denen sich eine Mehrheit der Forscher bekennt, hat einiges für sich und ist in der Wissenschaftsphilosophie als „Konsenstheorie der Wahrheit“ bekannt geworden: Wahr ist, worauf sich – wenn nicht alle, dann doch die meisten ausgewiesenen Vertreter eines Faches einigen können. Gegen diese Argumentation spricht nicht viel – außer die historische Erfahrung. Sie zeigt, dass gerade bahnbrechende Entdeckungen selten in den Zentren des etablierten Wissenschaftsbetriebs entstanden. 




Dieser ist seiner Struktur nach beharrend und fördert den Konformismus. Es waren und sind oft die marginalisierten, mitunter verhöhnten Außenseiter, die keine Angst vor originellen und disruptiven Ansätzen haben und so dem Neuen auf der Spur sind. Entscheidend für den Fortschritt ist eine fruchtbare Spannung zwischen Affirmation und Dissens. Keine Wissenschaft spricht mit einer Stimme. Eine dynamische Wissenschaft sollte deshalb offen sein für konkurrierende Theorien, auch wenn diese manchmal abstrus erscheinen mögen. 





Höchst problematisch aber wird es, wenn die Forschung offen politischen, ökonomischen oder moralischen Imperativen untergeordnet wird. 






Die aktuelle akademische Praxis, die die wissenschaftliche Qualität vorrangig an den Publikationen in Mainstream-Journals misst, läuft nach Ansicht kritischer Beobachter Gefahr, Mittelmaß und Konformismus zu befördern. Das Gleiche gilt für eine Projektförderungspolitik, die bei Einreichung eines Antrags schon verbindliche Auskunft über die zu erwartenden Ergebnisse einfordert. Neugier sieht anders aus. 




Höchst problematisch aber wird es, wenn die Forschung nicht nur durch Publikations- und Bewertungslogiken implizit gesteuert, sondern offen politischen, ökonomischen oder moralischen Imperativen untergeordnet wird. So gilt es heute als fortschrittlich, selbst methodisch saubere und empirisch korrekte Untersuchungen zu unterlassen, wenn diese zu Ergebnissen führen könnten, die Menschen in ihrer Befindlichkeit und Identität womöglich verletzen. Wer seine Forschung mit solch einer Schere im Kopf betreibt oder betreiben muss, wird wahrscheinlich wenig Anstößiges, aber auch kaum Außergewöhnliches hervorbringen.




Auch Freud oder Darwin eckten an




Legte man ähnliche Maßstäbe übrigens an die Vergangenheit an, hätte die Veröffentlichung der Überlegungen von Nikolaus Kopernikus, Charles Darwin und Sigmund Freud eigentlich unterbleiben müssen. Denn deren Theorien stellten ungeheure Kränkungen des Menschen dar, der sich nun aus seiner privilegierten Stellung als Mittelpunkt des Universums, Krone der Schöpfung und selbstbewusstes Wesen vertrieben sah. Je näher die Wissenschaften am Menschen operieren, desto widersprüchlicher und verstörender können sie werden. 





Wenn gilt: ‚Wer meine Theorie angreift, greift mich an‘, ist die Freiheit der Wissenschaft an ein Ende gekommen.






Dass es zur wissenschaftlichen Redlichkeit gehört, seine Argumente nie ad personam vorzutragen, versteht sich von selbst. Das Problem heute besteht darin, dass sich viele Zeitgenossen zunehmend so sehr mit wissenschaftlichen oder ideologischen Positionen identifizieren, dass etwa einer biologisch fundierten Argumentation über Zweigeschlechtlichkeit nicht mehr sachlich widersprochen, sondern diese als transfeindlich klassifiziert und damit als Angriff auf eine Menschengruppe interpretiert wird. Unter dieser Voraussetzung aber wird tendenziell jeder Diskurs, jede Kontroverse verunmöglicht. Wenn gilt: „Wer meine Theorie angreift, greift mich an“, ist die Freiheit der Wissenschaft an ein Ende gekommen.




Erinnerungen an die DDR werden wach




„Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei.“ Dieser legendäre Satz aus dem österreichischen Staatsgrundgesetz von 1867 gab immer schon Anlass zu mannigfaltigen Interpretationen. In einem absoluten Sinn ist Wissenschaft natürlich nie frei, sie ist eingebettet in ökonomische Rahmenbedingungen, politische Erwartungen, einen ideologisch oder religiös geprägten Zeitgeist. Diese Verhältnisse können, je nach Weltlage, die Wissenschaften mehr oder weniger streng an die Kandare nehmen. 





In der Wissenschaft geht es nicht um Be-, sondern Erkenntnisse.






Natürlich wäre es wünschenswert, wenn zumindest die staatlich finanzierten Forschungen ein Höchstmaß an Unabhängigkeit genießen könnten, aber mitunter scheint das Gegenteil der Fall. So forderte die Universität Frankfurt jüngst alle Fachbereiche auf, in ihre Forschungsvorhaben die Aspekte „Geschlecht und Vielfalt“ einzubeziehen – auch in Astrophysik und Molekularbiologie. Das erinnert fatal an die DDR, in der kein wissenschaftliches Werk erscheinen durfte, dem nicht ein Bekenntnis zum Marxismus-Leninismus vorangestellt war. Nichts ist der Freiheit und damit dem Fortschritt der Wissenschaften abträglicher als ein Bekenntniszwang. Und dies gilt generell, denn in der Wissenschaft geht es nicht um Be-, sondern um Erkenntnisse. 




Wissenschaftliche Forschung von Werturteilen freihalten




Den entscheidenden Aspekt der Freiheit der Wissenschaft hat der große Soziologe Max Weber bündig benannt: Es geht darum, die wissenschaftliche Forschung von Werturteilen freizuhalten. Natürlich ist das ein Ideal, denn jeder Forscher ist ein politischer Mensch, fühlt sich einer bestimmten Moral verpflichtet, wertet und bewertet nach subjektiven Maßstäben seine wissenschaftliche Arbeit. Aber es ginge darum, sich dieser Beschränkungen bewusst zu werden und soziale und politische Einflüsse nach Möglichkeit zurückzudrängen. 




Heute verkehren sich die Verhältnisse. Die wissenschaftliche Erkenntnis wird mit einem Werturteil gleichgesetzt, und manche ideologisch nur notdürftig verbrämten Werturteile über die Gesellschaft, den Kapitalismus, das Klima und die Digitalisierung geben der Forschung den Takt vor. Diese versteht sich zunehmend selbst als politisches Unternehmen. Die sinnfälligste Erscheinungsform dieser Koppelung ist der Wissenschaftler als Aktivist bzw. der Aktivist, der sich als Vollzugsorgan der Wissenschaft sieht. 




Nun steht es jedem Bürger frei, im Rahmen seiner demokratischen Rechte an Initiativen, Protesten und Demonstrationen teilzunehmen. Sollte es dabei zu strafrechtlich relevanten Handlungen kommen, sind ohnehin Polizei und Justiz gefragt. Inwiefern Letztere ein Auge zudrückt, handelt es sich um medial akklamierte Aktionen, ist eine andere Frage. Doch darum geht es in unserem Zusammenhang nicht. Vielmehr geht es um die These, dass wissenschaftliche Forschung in Aktionismus umschlagen muss, will sie sich und ihre Ergebnisse ernst nehmen. Einige Klimaforscher, die man auf der Straße wiederfindet, argumentieren gerne so. Diese Denkfigur zehrt noch immer vom Pathos der 11. Feuerbachthese von Karl Marx: „Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert; es kömmt drauf an, sie zu verändern.“ 




Allerdings ist eine kleine Akzentverschiebung zu bemerken: Aktuell kömmt es drauf an, die Welt zu retten! Inwiefern die von Marx inspirierten Weltveränderungsversuche, die in totalitäre kommunistische Herrschaftsformen wie den Stalinismus mündeten, auch einen Schatten auf rezente Wiederbelebungsversuche dieser These werfen, bleibe dahingestellt. Interessant immerhin, dass die linken Revolutionäre, Diktatoren und Schlächter des 20. Jahrhunderts sich dabei fest auf dem Boden einer „materialistischen Wissenschaft“ wähnten. Das zumindest könnte zu denken geben.




Wissenschaft ist nicht Politik




Man darf sich nichts vormachen. Die Logik des politischen Aktivismus ist der Logik der Wissenschaften diametral entgegengesetzt. Es liegt im Wesen der modernen Wissenschaft, dass aus ihren Erkenntnissen tatsächlich keine unmittelbaren Handlungsanleitungen folgen. Wissenschaft beschreibt, erklärt, experimentiert, formuliert Hypothesen, entwirft Theorien und entwickelt Modelle, die unterschiedliche mögliche Szenarien antizipieren. Was dann getan, wie im Ernstfall gehandelt werden soll, ist jedoch keine Frage der Wissenschaft, sondern eine politische Entscheidung. Man kann der Wissenschaft also gar nicht folgen, man kann bestenfalls Forschungsergebnisse in die Motive seines Handelns einfließen lassen. 





Wissenschaft benötigt die offene intellektuelle Auseinandersetzung, der Aktivismus befördert die Verengung.






Dem Aktivismus geht es deshalb nicht um Wissenschaft, sondern um deren Instrumentalisierung. Die Wissenschaft wird vorgeschoben, um politische Ziele über außerparlamentarische Verfahren durchzusetzen und um spektakuläre und medienwirksame Interventionen zu rechtfertigen. Wissenschaft lebt vom Diskurs, Aktivismus zerstört jeden Diskurs. Wissenschaft gründet im Wissen, dass der Irrtum immer möglich ist, Aktivismus in der Gewissheit, im Besitz der Wahrheit zu sein. Wissenschaft benötigt die offene intellektuelle Auseinandersetzung, der Aktivismus befördert die Verengung. Wissenschaft braucht Podien, der Aktivismus sprengt diese. Ein Wissenschaftler, der sich als Aktivist versteht, muss die Freiheit des Denkens zugunsten der politischen Erfordernisse und der Logik eines Machtkalküls aufgeben. Das kann einer Aktion zum Erfolg verhelfen, der Wissenschaft wird es schaden. 




In Zeiten einer aufgeheizten politischen Empörungs- und Protestkultur macht sich jeder verdächtig, der eine intellektuelle Distanz wahren will. Der Vorwurf, damit im Elfenbeinturm zu verharren, ist schnell zur Hand. Das ist nicht neu. Schon Theodor W. Adorno, einer der Väter der neomarxistisch inspirierten Kritischen Theorie, stellte fest: „Beargwöhnt wird, wer nicht fest zupacken, nicht die Hände sich schmutzig machen möchte.“ Adorno war von seinen Studenten vorgeworfen worden, sich nicht an den revolutionären Umtrieben der späten Sechzigerjahre beteiligt zu haben. Der Philosoph stellte jedoch klar: Aus der Aufforderung zum Aktivismus wird schneller ein „Denkverbot“, als es manchen lieb sein kann.




Was Adorno für seine Zeit diagnostizierte, lässt sich auch gegenwärtig beobachten: eine „repressive Intoleranz“ gegenüber jedem Gedanken, dem nicht sogleich die „Anweisung zu Aktionen beigesellt ist“. So verständlich die Aufforderungen, doch endlich etwas zu tun, sein mögen – sie haben ihren Preis: „Denken, als bloßes Instrument von Aktionen, stumpft ab.“




Sabotierte Neugierde




Es gibt für Wissenschaftler und Intellektuelle also gute Gründe, die Berührung mit dem Schmutz des politischen Geschäfts zu vermeiden. Nicht, weil dieses unnötig oder prinzipiell prekär wäre, sondern weil es den Prozess der theoretischen Neugierde sabotiert, weil es die Offenheit des Diskurses, ohne die es keinen Fortschritt gibt, blockiert. 




Es kann deshalb schon auch beunruhigen, mit welch demonstrativer Lust zeitgenössische Aktivisten in diesem Schmutz wühlen. Sie bewerfen Kunstwerke mit Suppe und Brei, sie kleben sich an staubige Straßen, sie beschmieren Fassaden und Denkmäler – so, als wollten sie Adornos These demonstrativ bestätigen: Wir machen uns, um die Welt zu retten, gerne die Hände schmutzig; dafür verzichten wir aufs Denken. Im Notstand bleibt keine Zeit für Reflexion. Das mag für junge Weltretter eine sinnerfüllte Maxime sein. Für die Wissenschaft und ihre Freiheit ist es ein Desaster.
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			Was ist bloß an den US-Eliteunis los?

		
	
	

Eine neue ideologische Strömung, die Identitätspolitik, hat sich an vielen Universitäten breitgemacht. Der Schutz von Minderheiten gilt den Anhängern mehr als die Meinungsfreiheit.






[image: New York, 15. November 2023: Studierende bei einer Demonstration zur Unterstützung Palästinas und für freie Meinungsäußerung außerhalb des Campus der Columbia University. Das Bild illustriert einen Artikel zum Thema Meinungsfreiheit.]New York, 15. November 2023: Studierende nehmen an einer Demonstration zur Unterstützung Palästinas und für freie Meinungsäußerung außerhalb des Campus der Columbia University teil.




Die Meinungsfreiheit wird in den USA traditionell hochgehalten. Sie ist im ersten Verfassungszusatz festgehalten und geht weiter als in den meisten europäischen Staaten. In den USA dürfen etwa Hakenkreuzfahnen geschwenkt werden, auch rassistische Parolen stehen nicht unter Strafe. Das sei wichtig für die Stärke der Demokratie, erklärt Erwin Chemerinsky, Dekan der UC Berkeley School of Law, dem Pragmaticus: „Sobald die Regierung wählen kann, welche Ideen erlaubt sind, gibt es für die Zensur kein Halten mehr. Auch Hassreden drücken eine Idee aus, selbst wenn wir uns wünschen, dass diese Idee nicht existiert.“





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit




	Sie wissen, was sie tun
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Wo Meinungsfreiheit nicht erwünscht ist




Und dennoch: Gerade im Land der unbeschränkten Meinungsfreiheit haben viele Menschen Angst davor, ihre Meinung zu sagen – vor allem an Universitäten. Dahinter steht eine Ideologie, der sich viele Progressive in den USA in den vergangenen Jahren verschrieben haben: die Identitätspolitik. Sie setzt sich zum Ziel, die Bedürfnisse verschiedener – vor allem ethnischer und sexueller – Minderheiten in den Vordergrund zu rücken. Und sie stellt dieses Ziel über die Meinungsfreiheit. Die Idee dahinter ist, positiv formuliert, keine Meinungen zuzulassen, die andere Menschen – eben vor allem Angehörige einer Minderheit – verletzen könnten. 





2020 wurde ein Professor suspendiert, weil er ein chinesisches Wort verwendet hatte, das phonetisch dem  N-Wort ähnelt. 






Kritiker dieser Entwicklung finden, dass aus dem Wettstreit der besten Argumente eine Meinungsdiktatur der politisch Korrekten geworden sei. „Bei der Planung von Untersuchungen und bei der Analyse der Resultate wird sofort gefragt, ob diese aus linksprogressiver, identitätspolitischer Sicht wünschenswert seien – und entsprechend gefiltert“, erzählte der Schweizer Soziologe Andreas Wimmer, der an der Columbia University in New York lehrt, kürzlich der NZZ.




Suspendiert für Phonetik




Unter dem Schlagwort Cancel Culture wird versucht, jene Lehrenden zu verdrängen, die dem Dogma nicht anhängen. Einige der dokumentierten Vorfälle sind hochgradig absurd: 2020 wurde an der University of Southern California ein Professor suspendiert, weil er im Klassenzimmer ein chinesisches Wort verwendet hatte, das phonetisch dem rassistischen N-Wort ähnelt. 










Und im Vorjahr kündigte die Hamline University (in St. Paul, Minnesota) eine Professorin, weil sie in ihrem Kurs eine historische Darstellung des Propheten Mohammed zeigte (was im Islam verboten ist) – obwohl sie allen Teilnehmern zuvor die Möglichkeit gegeben hatte, den Klassenraum zu verlassen, sollten sie das Bild nicht sehen wollen. 




Der Kontext, der sie den Job kostete




Auf der anderen Seite wurde nach dem Hamas-Massaker vom 7. Oktober offenbar, dass im Weltbild der Identitätspolitik nicht alle Minderheiten gleich viel wert sind. Israel gilt in diesen Kreisen als weißer Kolonialstaat und die Palästinenser als die zu schützende Minderheit. Antiisraelische und antisemitische Parolen an US-Eliteunis schockierten die Öffentlichkeit und kosteten einige der Dekane ihren Job. 





Nicht immer agieren die Anhänger der Identitätspolitik im Einklang mit jenen Menschen, die sie schützen wollen.






„Sie wurden an den Pranger gestellt, weil sie sagten, es hänge vom Kontext ab, ob die Befürwortung des Völkermords an den Juden auf ihrem Campus bestraft werden sollte. Rechtlich gesehen hatten sie jedoch recht, auch wenn ihre Antworten aus einem PR-Blickwinkel eine Katastrophe waren“, sagt Berkeley-Dekan Chemerinsky. Er ist selbst Jude und gibt an, in seinem Leben noch nie mit so viel Antisemitismus konfrontiert worden zu sein wie seit dem 7. Oktober. Zu einem Problem wurden die Vorfälle für die Universitätsleitungen auch, weil sie in anderen Fällen von Diskriminierung viel schneller eingeschritten waren. 




Fast niemand will Latinx sein




Nicht immer agieren die Anhänger der Identitätspolitik im Einklang mit jenen Menschen, die sie eigentlich schützen wollen: Der als politisch korrekt ausgerufene Begriff Latinx für Lateinamerikaner in den USA wird laut Umfragen von nur zwei bis vier Prozent der Lateinamerikaner genutzt, vierzig Prozent lehnen ihn ab oder finden ihn sogar beleidigend. 




Es ist eine absurde Volte: Am Ende wird erst recht wieder über die Köpfe einer Minderheit hinweg entschieden, weil einige aus ideologischer Sicht zu wissen glauben, was für sie am besten sei.
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			Der Siegeszug der Moralapostel

		
	
	

Das ideologische Korsett wird an den Universitäten immer enger geschnürt. Das schadet nicht nur dem Forschungsbetrieb, sondern der gesamten Gesellschaft.






[image: Die Illustration zeigt eine Forscherin und einen Forscher, die sich in einem Labor streiten. Das Bild illustriert einen Artikel darüber, wie es identitätspolitisch motivierten Agendawissenschaftlern gelungen, anderen Kollegen zu signalisieren, dass sie mit nicht konformen Forschungsfragen karrieregefährdendes Territorium betreten.]Das Zusammenwirken von Macht, Moral und kennzahlenbasiertem Wettbewerb hat erhebliche Folgen für die intellektuelle Freiheit von Wissenschaftlern.





	Identitätspolitik. Agendawissenschaftler und Studenten nutzen Forschung und Lehre, um ihre gesellschaftspolitischen Ziele voranzubringen. 
	Finanzen. Auch in Drittmittelanträgen und Publikationen wird die Forschung unter einen ideologischen Vorbehalt gestellt.   
	Wissenschaftsfreiheit. Die Verankerung identitätspolitischer Ziele im Wissenschaftssystem verhindert das ergebnisoffene Streben nach Erkenntnis. 
	Weichenstellung. Die Tendenz zu agendakonformer Wissenschaft ist korrigierbar, wenn man den Wissenschaftsbetrieb von Macht- und Moralansprüchen befreit. 






Der Gewinn von Erkenntnis war stets Sinn und Zweck jeder Form von Wissenschaft. Gilt das auch heute noch? Man darf es bezweifeln. An den Universitäten ringen Macht und Moral um die Oberhand über die ergebnisoffene Suche nach neuen Blickwinkeln. Das Bestreben, Forschung und Lehre weltanschaulich zu normieren und politisch zu instrumentalisieren, gefährdet die Freiheit der Wissenschaft. 





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit




	Weg mit dem Bekenntniszwang!
	Erkenntnis braucht keinen Zeitgeist
	Kein Platz für Spinner
	Was ist bloß an den US-Eliteunis los?






Erkenntnis ist die Eigenlogik des Wissenschaftssystems. Je freier sich alle Akteure dieses Systems entfalten können, desto besser kann es seine gesellschaftliche Funktion erfüllen und umso mehr kann es leisten. Wird jedoch die Eigenlogik des Wissenschaftssystems durch von außen hereingetragene Interessen überlagert, wird es zunehmend dysfunktional – und illiberal.




Wissenschaftler als Aktivisten




In den vergangenen zehn Jahren kam die wissenschaftliche Eigenlogik vermehrt unter Druck, weil zwei Fremdlogiken an Einfluss gewonnen haben: Macht und Moral. Sie breiten sich aus, weil ein beständig wachsender Anteil an Wissenschaftlern und Studenten versucht, Forschung und Lehre zu nutzen, um ihre gesellschaftspolitischen Ziele voranzubringen, die sich zumeist aus identitätspolitischen Agenden ableiten.




Da die Umsetzung einer gesellschaftspolitischen Agenda ihr Kernanliegen darstellt, greifen sie zum Erreichen ihres Ziels zur Eigenlogik der Politik, also zur Macht. Und um andere Wissenschaftler davon abzuhalten, ihre ideologisch motivierten Forschungsansätze und -ergebnisse einer kritischen Beleuchtung zu unterziehen, führen sie eine zweite Fremdlogik in das Wissenschaftssystem ein: die Moral. 




Mithilfe von moralischer Entwertung und Zuschreibungen, wie ein Rassist, Sexist oder wahlweise homo-, trans- oder islamophob zu sein – um nur die gebräuchlichsten zu nennen –, versuchen diese Aktivisten, die Forschungsergebnisse und Argumente von Andersdenkenden zu delegitimieren. Ein bekanntes Beispiel für eine solche Delegitimierung ist die Biologin Marie-Luise Vollbrecht, die der Transfeindlichkeit beschuldigt wurde, weil sie an der Humboldt-Universität zu Berlin einen Vortrag zur Zweigeschlechtlichkeit bei Fischen halten wollte. 




Moral als Machtinstrument




Insbesondere der Vorwurf der Transphobie ist zuletzt inflationär geworden. Viele Mediziner und Psychologen werden als transphob attackiert, weil sie etwa Pubertätsblockern oder geschlechtsangleichenden Hormontherapien und Operationen bei Jugendlichen kritisch gegenüberstehen und darauf hinweisen, dass diese Therapien psychische und physische Probleme nach sich ziehen können. Moral dient hier offenkundig nicht als Wertmaßstab, sondern wird als Machtinstrument eingesetzt, um Forschung und Diskurs zu verschließen. Allzu oft verfehlt dieses Instrument seine Wirkung nicht: Den allermeisten Menschen ist ihre moralische Reputation nicht gleichgültig; sie wissen oft nicht, wie sie sich gegen solche haltlosen Vorwürfe, die mit großem Furor über sie hereinbrechen, wehren sollen; und sie werden von ihrem Umfeld nicht hinreichend unterstützt, weil dort die Sorge vor einer Kontaktschuld grassiert. 





Der Vorwurf der Transphobie ist zuletzt inflationär geworden.






Also meiden Forscher Fragestellungen, die sie zur Zielscheibe moralischer Delegitimierung machen könnten. Dadurch wird die Forschung zu identitätspolitisch aufgeladenen Themen im Lauf der Zeit immer einseitiger und ideologisch normierter. Das ist für sich genommen schon problematisch, weil Wissenschaft vom Prinzip These-Gegenthese lebt. Noch gravierender sind die Folgen, wenn sich Mediziner aus einem Behandlungsfeld zurückziehen und damit letztlich das Wohl von Menschen in die Hand von Ideologen legen.




Ideologische Vorbehalte




Ohne es zu wollen, haben die Hochschulreformen der frühen 2000er-Jahre die von einschlägigen Aktivisten betriebene Politisierung und Moralisierung des Wissenschaftssystems erleichtert: Mit dem kennzahlenbasierten Wettbewerb wurde eine dritte Fremdlogik in das Wissenschaftssystem eingeführt. 




Dabei steckte hinter den Reformen eine ganz andere Absicht: Mehr Wettbewerb sollte die Wissenschaftler zu einem größeren und qualitativ besseren Forschungsoutput motivieren, weshalb die Grundfinanzierung der Hochschulen zurückgefahren und stattdessen ein Anreizsystem geschaffen wurde, Drittmittel für Forschungsprojekte einzuwerben und viel zu publizieren. Um festzustellen, wie einzelne Wissenschaftler in diesem Wettbewerb abschneiden, wurden Kennzahlen eingeführt. Die relevantesten sind die Höhe der eingeworbenen Drittmittel und der Hirsch-Index. Letzterer misst die Anzahl von Veröffentlichungen in renommierten Fachzeitschriften und die Häufigkeit des Verweises auf diese Texte durch andere Autoren.




Jagd nach Zitierungen




Der wissenschaftliche Stellenwert eines Textes hängt also in hohem Maße an seinem Veröffentlichungsort und der Zahl der Zitierungen. In einer perfekten Welt, frei von menschlichen Schwächen, Hierarchien und ideologischer Motivation, könnte so ein Verfahren funktionieren und den Ehrgeiz der Forscher wie gewünscht anstacheln. Die Realität sieht jedoch anders aus – schon allein deshalb, weil es einiges an Charakterstärke erfordert, der Förderung von Forschungsprojekten und der Publikation von Texten zuzustimmen, die die eigene Arbeit infrage stellen oder gar widerlegen.




Wenn dann noch Wissenschaftler an der Begutachtung von Drittmittelanträgen und Publikationen beteiligt sind, die Forschung unter einen ideologischen Vorbehalt stellen, haben manche Projekte und Studien kaum noch eine Chance auf Finanzierung und Veröffentlichung – schlicht und einfach deshalb, weil sie nicht ideologiekonform sind. Hinzu kommt, dass vor allem Doktoranden, Postdoktoranden und andere befristet beschäftigte Wissenschaftler (das sind in Österreich zusammen 80 Prozent) stets darauf achten müssen, ihr Vorankommen beziehungsweise ihren Verbleib im System nicht zu gefährden. 




Abhängigkeiten und Hierarchien befördern den Konformismus – und behindern wissenschaftliche Erkenntnisse. Wer soll noch Forschungsfragen stellen, wenn er davon ausgehen muss, dass er damit bei Gutachtern und Besetzungskommissionen Missfallen erregen könnte? Der eigenen Karriere ist es ja viel förderlicher, sich stattdessen Themen zuzuwenden, die bei den entscheidenden Akteuren im System auf Wohlgefallen stoßen. 





Identitätspolitisch motivierten Agendawissenschaftlern ist es gelungen, anderen Kollegen zu signalisieren, dass sie mit nicht konformen Forschungsfragen karrieregefährdendes Territorium betreten.






Als Folge davon bringen Nachwuchswissenschaftler sehr viel weniger frischen Wind und Innovation in den Apparat, als das unter anderen Bedingungen der Fall wäre. Das gilt vor allem in Fachrichtungen, die einen höheren Anteil an Agendawissenschaftlern aufweisen – also jenes Typs von Universitätspersonal, der Forschung und Lehre als Instrumente zur Verwirklichung seiner Weltanschauung betrachtet.




Agendawissenschaftler mit Fokus auf Identitätspolitik




Identitätspolitisch motivierten Agendawissenschaftlern ist es gerade in den Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften gelungen, anderen Kollegen zu signalisieren, dass sie mit nicht konformen Forschungsfragen karrieregefährdendes Territorium betreten. Das ist für sich betrachtet schon ein erstaunlicher Erfolg. Noch bemerkenswerter ist jedoch, dass sie ihre Agenda zudem auf die Ebene der wissenschaftlichen Infrastruktur „hochladen“ konnten.




Auf diese Weise haben sie es geschafft, ihre Wirkmächtigkeit weit über die eigenen Fachdisziplinen auszudehnen. Da Verlage und Institutionen der Forschungsförderung identitätspolitische Paradigmen übernommen haben, sind alle Wissenschaftler betroffen, die dort publizieren oder Drittmittel einwerben möchten. 




Schädliche Forschung




So haben die Herausgeber von Nature, einer der weltweit renommiertesten wissenschaftlichen Zeitschriften, im Juni 2022 in einem Leitartikel mit dem Titel „Research must do no harm“ alle Autoren aufgefordert, ihre Forschungsergebnisse daraufhin zu prüfen, ob sie eventuell Interpretationen ermöglichen, die sich für bestimmte Gruppen schädlich auswirken könnten. Exemplarisch genannt wurden Ergebnisse, die dazu führen könnten, dass Menschen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Gruppe „stigmatisiert, diskriminiert oder Rassismus, Sexismus oder Homophobie ausgesetzt werden“. 




Dass Forschung Menschen keinen Schaden zufügen soll, ist eine Selbstverständlichkeit. Den Herausgebern geht es aber offensichtlich um mehr: Forschung soll keine Interpretation ermöglichen, die ein negatives Licht auf bestimmte Gruppen werfen könnte. 




Wie sehr diese Forderung von identitätspolitischen Agenden geprägt ist, wird durch den Fokus auf Gruppen sowie die Begriffe Rassismus, Sexismus und Homophobie verdeutlicht. Identitätspolitik zeichnet sich ja dadurch aus, dass sie Menschen nicht als Individuen, sondern als Träger bestimmter Merkmale betrachtet und behandelt, wobei sie ihr Hauptaugenmerk auf die Merkmale Ethnie, Geschlecht, Genderidentität und sexuelle Orientierung richtet. 





Rebellen der Forschung




[image: Porträt von Katalin Kariko.]



Katalin Karikó




2012, kurz vor Weihnachten, wird die 57-jäh rige Katalin Karikó von der University of Pennsylvania („Penn“) vor die Tür gesetzt. Zehn Jahre nach ihrem letzten Arbeitstag erhält sie den Nobelpreis. Karikó, 1955 im ungarischen Szolnok geboren, promoviert 1982 an der Universität Szeged in Biochemie. Sie ist besessen von der mRNA (Messenger-Ribonukleinsäure), jenem Stoff, der unseren genetischen Code in Proteine übersetzt. Für besonders klug hält sie sich selbst nicht, wie sie später erzählt, aber was ihr an natürlichen Fähigkeiten fehle, könne sie durch Anstrengung wettmachen. Als ihr Labor 1985 nicht mehr finanziert wird, wandert Karikó mit ihrem Mann und ihrer zweijährigen Tochter in die USA aus. Ihr Startkapital von 900 Pfund aus dem Verkauf ihres Autos auf dem Schwarzmarkt schmuggelt sie im Teddybär ihrer Tochter aus dem Land. 1989 kommt sie an die Penn, wo sie 1998 den Immunologen Drew Weissman trifft. Beide forschen fortan gemeinsam an der Entwicklung von Medikamenten auf mRNA-Basis und gründen ein Unternehmen, vorerst ohne konkreten Erfolg. Ihr Patent auf die Technologie verkaufen sie an die Universität. Das Interesse der Penn an Karikós Forschung ist enden wollend. Zur wissenschaftlichen Angestellten degradiert, arbeitet Karikó jahrelang in einem winzigen Labor. 2012 wird sie entlassen, weil sie nicht genug Drittmittel eingeworben hat: zu wenig Dollar pro Quadratmeter. So geht sie 2013 als Senior Vice President zu BioNTech. Der Rest ist Geschichte: Als Covid-19 ausbricht, entwickeln BioNTech und Karikó mit Unterstützung von Pfizer einen Impfstoff. Jetzt kehrt sie an die Penn zurück, wo sie mit Beifallsstürmen begrüßt wird. Das Patent gehört übrigens immer noch der Universität, BioNTech und Moderna haben nur Sublizenzen. Am 2. Oktober 2023 erhalten Katalin Karikó und Drew Weissman den Nobelpreis für Physiologie oder Medizin.





Indem die Herausgeber von Nature Interpretationsmöglichkeiten von Forschungsergebnissen zum Maßstab für Schädigungen erheben, sind potenziell alle Themen betroffen, die sich auf eine der Identitätsgruppen beziehen. Man denke zum Beispiel an Studien, die aufzeigen, dass Flüchtlinge deutlich häufiger und länger Transferleistungen beziehen als Erwerbsmigranten oder Menschen ohne Migrationsbiografie. Oder an Studien, die empirisch belegen, dass Frauen sich stärker für soziale und Männer sich für technische Berufe interessieren. 




Dogmen gegen Geld




Durch die identitätspolitische Brille gelesen, könnten solche Untersuchungen als nachteilig für das Image von Flüchtlingen und daher als den Rassismus befördernd interpretiert werden, beziehungsweise in Bezug auf Frauen und Männer als klassische Rollenbilder fortschreibend und somit als Sexismus begünstigend. Neben einigen Wissenschaftsmedien haben auch wichtige Drittmittelgeber wie etwa die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) identitätspolitische Dogmen in ihre Entscheidungen über Fördermittel integriert. 




In den 2022 veröffentlichten Forschungsorientierten Gleichstellungs- und Diversitätsstandards gibt die DFG bekannt, dass künftig bei der Vergabe von Forschungsgeldern berücksichtigt werde, inwieweit die antragstellenden Hochschulen diese Standards umgesetzt hätten. Konkret macht die DFG die Drittmittelvergabe davon abhängig, dass Hochschulen Gleichstellung und Diversität „durchgängig und sichtbar auf allen Ebenen“ verfolgen, einschließlich „bei der Personalauswahl und bei Entscheidungen über Ressourcen“.





Wissenschaftler, die an Fördergeldern interessiert sind, werden von Forschungsfragen Abstand nehmen, die sich kritisch mit der Identitätspolitik auseinandersetzen. 






Als Diversitätsmerkmale, die bei der Entscheidung über finanzielle Förderungen eine wichtige Rolle spielen, werden außer dem Geschlecht und der sexuellen Identität folgende Kriterien genannt: „ethnische Herkunft, Religion und Weltanschauung, Behinderung oder chronische/langwierige Erkrankung sowie soziale Herkunft und sexuelle Orientierung“. Zudem soll „das Zusammenkommen mehrerer Unterschiedsdimensionen in einer Person (‚Intersektionalität‘) berücksichtigt werden“, heißt es in den Richtlinien der Forschungsgemeinschaft. Die DFG geht damit klar über ihre eigentliche Funktion im Wissenschaftssystem hinaus – die Förderung von Forschungsvorhaben – und übernimmt eine gesellschaftspolitische Rolle. 




Normierte Wissenschaft




Auf diese Art weicht sie ihre politische Neutralität zugunsten einer spezifischen politischen Richtung auf: im konkreten Fall der Identitätspolitik, deren Hauptziel die Repräsentation aller Identitätsgruppen entsprechend ihrem Bevölkerungsanteil in sämtlichen Institutionen ist. So politisiert sich die DFG selbst und versucht darüber hinaus, Hochschulen und Wissenschaftler zur Übernahme identitätspolitischer Ziele zu motivieren. Zwar bleibt es die Entscheidung jeder Hochschule und jedes einzelnen Wissenschaftlers, ob und inwieweit sie Identitätsgruppen fördern und sichtbar machen möchten. Aber wenn alle Beteiligten wissen, dass sie sich mit einer Weigerung nur selbst das Leben schwermachen, werden sich die meisten an diese Spielregeln halten.




Allein die Kenntnis der möglichen Konsequenzen sorgt für normiertes Verhalten. Es ist naheliegend, dass Wissenschaftler, die an DFG-Geldern interessiert sind, von Forschungsfragen Abstand nehmen, die sich kritisch mit der Identitätspolitik auseinandersetzen. Es ist erwartbar, dass an den Hochschulen der Druck auf „abweichend“ forschende Wissenschaftler wächst, weil Kollegen und Leitungen befürchten, dass solche Studien ein „schlechtes“ Licht auf die Institution werfen und sich folglich negativ im Wettbewerb um Forschungsgelder auswirken. 




Die Verankerung identitätspolitischer Ziele im Wissenschaftssystem bedeutet letztlich die Aushöhlung der zentralen Eigenlogik des Systems: dem ergebnisoffenen Streben nach Erkenntnis, das nur in einem intellektuell freiheitlichen Klima funktionieren kann.





Das Zusammenwirken von Macht, Moral und kennzahlenbasiertem Wettbewerb hat erhebliche Folgen für die intellektuelle Freiheit von Wissenschaftlern, für das Wissenschaftssystem und schlussendlich für die Gesamtgesellschaft. Wenn die Anreiz- und Sanktionsmechanismen einen intellektuell normierten Forschungskorridor hervorbringen, wird zu manchen Fragen nicht mehr geforscht, und mögliche Erkenntnisse stehen der Gesellschaft nicht zur Verfügung. Die Weichen sind zwar in Richtung agendakonformer Wissenschaft gestellt, aber alle diese Weichenstellungen sind korrigierbar. Die Akteure im Forschungsbetrieb müssen sich nur darauf besinnen, dass Wissenschaft am besten nach ihrer Eigenlogik funktioniert, und sich dafür engagieren, das Wissenschaftssystem von den Fremdlogiken zu befreien.
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			Kein Platz für Spinner

		
	
	

Geld regiert die Welt, und für die Wissenschaft gibt es da keine Ausnahme. Akademische Forschung zu finanzieren, kann ausgesprochen mühsam sein.






[image: Die Illustration zeigt eine Forscherin und einen Forscher, die in einem Labor durch eine Eisenkette gefesselt sind. Das Bild illustriert einen Artikel über die Finanzierung der Forschung durch Forschungsagenturen.]Vermehrt müssen die Wissenschaftler selbst das Geld für ihre Forschung auftreiben. Das bleibt nicht ohne Folgen.





	Nobelpreisträger. Die Freiheit, wie sie Anton Zeilinger für die Forschung fordert, ist an den heutigen Universitäten nur mehr eine blasse Erinnerung.
	Geldmangel. Für die Finanzierung sind zum größten Teil Förderagenturen zuständig, deren Anforderungen in der Grundlagenforschung kaum zu erfüllen sind.
	Bürokratie. Über die Qualität von Förderanträgen der Wissenschaftler entscheiden deren Konkurrenten auf dem jeweiligen Fachgebiet. 
	Forschungskorridor. In den EU-Fördertöpfen ist die Richtung der Forschungsinhalte vorgegeben. Wer gegen den Mainstream forschen möchte, geht meist leer aus. 






Österreich jubelte, als der Nobelpreis 2022 an den Physiker Anton Zeilinger ging. An den Universitäten freuten wir uns über seine zahlreichen Interviews, in denen er locker erzählte, man möge sich „nichts pfeifen“, wenn andere sagen, man sei ein „Spinner“. Das Allerwichtigste sei eine „spannende“ Arbeit (Standard, 8. Oktober 2022). Wir stimmten in Abwesenheit zu.





Mehr zur Wissenschaftsfreiheit




	Weg mit dem Bekenntniszwang!
	Erkenntnis braucht keinen Zeitgeist
	Der Siegeszug der Moralapostel
	Was ist bloß an den US-Eliteunis los?






Mit anderen Worten: Nobelpreisträger Anton Zeilinger und seine Kollegen Clauser und Aspect konnten seinerzeit den eigenen Interessen nachgehen, gegen den Mainstream schwimmen, trotzdem am Forschungsparkett bleiben und nach Jahrzehnten sogar die höchste Auszeichnung für ihre Arbeit bekommen, den Nobelpreis. Zeilingers Interviews erweckten im Publikum den Eindruck, dass Wissenschaftler – ähnlich wie Künstler – einfach ihrer Inspiration folgen können. 




Wie Forschung heute funktioniert




Die Realität im Jahr 2024 sieht anders aus. Was Anton Zeilinger einst möglich war, ist zu einer Erinnerung geworden. Das System Universität hat sich in den letzten Jahrzehnten progressiv gewandelt. Reformen und Sparmaßnahmen haben aus Forschungszentren, in denen auch „Spinner“ ihre verrückten Ideen pflegen konnten, leere Gebäudehüllen gemacht, in denen kein freies Forscherherz mehr schlägt.




Wie funktioniert Forschung heute? Ein Beispiel: Eine leitende Wissenschaftlerin, also nach internationaler Bezeichnung ein senior scientist, bekommt von der Universität ihre Dienstleistung bezahlt und den sogenannten Standardarbeitsplatz (Computer, Tastatur und Maus). Den Uni-Parkplatz muss sie aus eigener Tasche berappen; der gehört nicht zur Grundausstattung, selbst wenn sie keine Möglichkeit hat, mit Öffis in einer vertretbaren Zeit zu ihrem Arbeitsplatz zu kommen. Will die Wissenschaftlerin ihre (sagen wir) Gedächtnisforschung betreiben – dazu ist sie ja da –, braucht sie Mittel zur Durchführung von Experimenten, die ihre Intuitionen oder Thesen bestätigen bzw. widerlegen. 





Reformen und Sparmaßnahmen haben aus Forschungszentren, in denen auch „Spinner“ ihre verrückten Ideen pflegen konnten, leere Gebäudehüllen gemacht, in denen kein freies Forscherherz mehr schlägt.






Ein Minimum an Equipment, zum Beispiel ein Elektroenzephalographie-Gerät, diverse Materialien und das Probandengeld, kann schnell 50.000 Euro kosten. Damit ist ein erstes Experiment möglich. Allerdings nur, wenn die Wissenschaftlerin alles ganz allein macht – von der Programmierung der Geräte bis hin zur Erhebung und Auswertung der Daten, dem Schreiben der Fachpublikation und der Präsentation der Forschungsresultate auf einer Konferenz. Eine Person, die sie unterstützt, wie zum Beispiel eine Doktorandin, würde für ein Jahr zusätzlich um die 40.000 Euro kosten, ein Post-Doc, also eine Person mit Doktorat, noch mehr.




Die Universität, die das Gehalt der Wissenschaftlerin bezahlt, ist längst nicht mehr für die Finanzierung der Forschung zuständig. Dafür sind sogenannte Förderagenturen – funding agencies – vorgesehen. Manche sind staatlich: der österreichische Wissenschaftsfonds (FWF), die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG), der Schweizer Nationalfonds (SNF). Andere sind privat, wie Stiftungen oder auch Firmen, die ihre Forschung an Universitäten outsourcen und on demand betreiben lassen.




Die Konkurrenz entscheidet über Finanzierung




Die Finanzierung des Forschungsprojekts der leitenden Wissenschaftlerin (wen leitet sie eigentlich?) beginnt mit der Antragstellung. Die Förderagentur gibt exakt vor, wie dies zu erfolgen hat: Ziele, Kurzbeschreibungen, Aufstellung der Kosten, aber auch die Bedeutung des Vorhabens für die Wissenschaft, zum Beispiel in fünf oder zehn Jahren, sowie die praktische Umsetzung der Forschungsresultate. Arbeitet man in der Grundlagenforschung, so wie Anton Zeilinger, sind die letzten beiden Anforderungen schwer zu erfüllen. 




Die EU, die einen prall gefüllten Fördertopf hat, gibt ziemlich genau die Richtung der Forschungsinhalte vor: Denker, die gegen den Mainstream forschen möchten, gehen leer aus. Damit alles seine Richtigkeit hat, schreibt die Wissenschaftlerin drei bis sechs Monate intensiv an ihrem Antrag. Aus den im Dienstvertrag enthaltenen vierzig Stunden werden dann regelmäßig fünfzig oder sechzig pro Woche, bei gleichbleibendem Gehalt. Schließlich wird der Antrag digital eingereicht, und das Warten beginnt. Nach einigen Monaten, manchmal dauert es sogar länger als ein Jahr, erfährt die Hoffende, wie externe, ihr unbekannte Gutachter den Antrag bewertet haben. 




Die Mühlen der Bürokratie




Gutachter verfügen – in glücklichen Fällen – über die Expertise, die Qualität des Forschungsantrags zu beurteilen. Es sind Wissenschaftler, die im gleichen Bereich arbeiten, also die Konkurrenz. Was die anonymen „Richter“ sentenzieren, kann der Anfang, aber auch das Ende einer wichtigen Forschungsfrage sein, die möglicherweise die gesamte Disziplin in eine bahnbrechende Richtung vorantreiben könnte. Ist das Thema den Gutachtern nicht wichtig genug, sind die durchzuführenden Experimente nicht ausreichend beschrieben, wird der Antrag abgelehnt. Eine einzige DIN-A4-Seite kann das Forschungsvorhaben auf den Mond schießen.




Die Argumente sind nicht immer nachvollziehbar. Bei der Förderagentur kann sich die Wissenschaftlerin nicht beschweren. Als Antragstellerin ist man per Definition unterlegen und hat das Ergebnis zur Kenntnis zu nehmen. Zum Glück geht es aber nicht immer schief. Eventuell winken die Gutachter das Projekt mit Änderungen durch, und die Wissenschaftlerin wähnt sich schon im Geldregen.





Rebellen der Forschung




[image: Porträt von Ignaz Semmelweis.]



Ignaz Semmelweis




Als „Semmelweis-Reflex“ bezeichnet man bis heute die reflexhafte, kategorische Ablehnung einer neuen Entdeckung, die weit verbreiteten Überzeugungen widerspricht, durch das wissenschaftliche Establishment ohne vorherige Überprüfung. Als der 1818 in Budapest geborenen Mediziner Ignaz Semmelweis seine Arbeit 1846 an der Geburtshilfeklinik im Allgemeinen Krankenhaus Wien aufnimmt, ist eine Geburt ähnlich gefährlich wie eine Lungenentzündung. Bis zu 15 Prozent der Mütter in seiner Abteilung sterben am Kindbettfieber. Dort untersuchen Ärzte und Studenten die Verstorbenen und gehen dann zu den Gebärenden. Die Hände waschen sie sich, wenn überhaupt, nur mit Seife. In der Zweiten Abteilung des Hauses werden Hebammenschülerinnen ausgebildet und keine Leichen obduziert – die Sterblichkeit ist dort signifikant niedriger. Semmelweis erkennt den Zusammenhang und weist seine Studenten 1847/48 an, vor Untersuchungen die Hände zu desinfizieren. Die Ergebnisse dokumentiert er in einer Studie: der erste praktische Fall von evidenzbasierter Medizin in Österreich. Trotz dieses Musterbeispiels für eine methodisch korrekte Überprüfung wissenschaftlicher Hypothesen werden seine Erkenntnisse von den führenden Medizinern seiner Zeit als „spekulativer Unfug“ abgelehnt. Hygiene gilt als Zeitverschwendung. Für den „Retter der Mütter“ selbst kommt die Anerkennung zu spät. 1865 liefern drei Arztkollegen den depressiv Gewordenen in die Landesirrenanstalt Döbling ein, wo er unter ungeklärten Umständen ums Leben kommt.





Aber so einfach ist es dann auch wieder nicht: Die staatliche Förderagentur kann die Wichtigkeit des Antrags und die exzellenten Gutachten loben, aber dennoch mit Bedauern mitteilen, dass der Fördertopf leer ist und die Antragstellerin sich doch an private Geldgeber oder andere Förderagenturen wenden möge. 




Same procedure as every year




Das Prozedere beginnt wieder von vorn, und die Wissenschaftlerin entscheidet sich letztendlich für eine Privatstiftung. Inzwischen ist vielleicht über ein Jahr vergangen, der Antrag wird umgearbeitet, die neue Literatur eingepflegt, die Ziele der Stiftung werden nun auch berücksichtigt. Das Forschungsvorhaben ist angepasst und so verändert, dass für diese Finanzierung die Chancen nicht allzu schlecht stehen. Und ja, endlich klappt es! Die Wissenschaftlerin bekommt die Finanzierung für das Forschungsmaterial und ein Jahr Gehalt für eine Assistentin, also eine nicht promovierte Kraft, die sie zuerst einlernen muss. 




Geld für Konferenzen ist allerdings nicht vorgesehen. Konferenzen sind dazu da, die eigenen Erkenntnisse in der Community zu präsentieren und auch Neues zu erfahren, das noch nicht publiziert wurde. Die Teilnahme-gebühren können variieren, aber durchschnittlich sind 200 Euro pro Tag üblich. Transportmittel und Unterkunft kommen noch dazu. In den USA muss man für eine Konferenz von fünf oder sechs Tagen mit circa 4.000 Euro für Flug, Hotel, Essen, Transport und so weiter rechnen. 




Aber auch dafür gibt es Fördertöpfe. Einen Antrag kann man jederzeit einreichen, vielleicht wird wenigstens der Flug bezahlt. Ist die Konferenz wirklich wichtig, muss die Wissenschaftlerin den offenen Teil aus der eigenen Tasche bezahlen, also ihre Forschung privat finanzieren. Fließt endlich das Geld von der Stiftung, sagen wir beispielsweise 100.000 Euro, an die Universität, hat die Wissenschaftlerin nur noch Zugriff auf 85.000 Euro. Warum? 





Die Zeiten, in denen die Universitäten freies Forschen ermöglichten, ‚ohne Rücksicht darauf, ob es einen Nutzen haben könnte‘, sind längst vorbei.






Die Institution beansprucht den sogenannten Overlay für sich, als eine Art Bearbeitungsgebühr. Sie verwaltet das Geld, begutachtet die Einkaufsliste, stellt die Infrastruktur der Universität zur Verfügung. Durch die Affiliation zur Universität wird die Wissenschaftlerin in der Forschungsinstitution eingebettet, um auch von den Kollegen in der Community ernst genommen zu werden. Je berühmter die Universität, desto größer die institutionelle Aura. 




Unabhängige Forscher, die weißen Fliegen des Systems, sind rar und werden schief angeschaut, als ob die Arbeit für sie ein Hobby wäre. So lässt sich die Wissenschaftlerin die Affiliation etwas kosten. Was bleibt ihr denn übrig? Für ihre Forschung braucht sie Geld, und dieses muss sie von dort holen, wo es ist, also von außerhalb der Universität. Ihren Tribut an die Universität muss sie bezahlen, damit sie überhaupt dort forschen darf.




Von wegen „sich nichts pfeifen“




Sie beginnt ihre Arbeit mit bescheidenen Mitteln und hofft auf bessere Chancen beim nächsten Antrag. Ideal wäre, wenn sie sich einem Mainstream-Thema widmen könnte, welches über Förderagenturen und Stiftungen, von der Politik, von der Industrie, ja auch von der EU unterstützt wird. Aber vielleicht will die Forscherin lieber eine „Spinnerin“ bleiben, sich „nichts pfeifen“ und ihrer „spannenden Arbeit“ frei nachgehen, die aber leider nicht jene ist, die das Establishment von ihr wünscht. Es wird für sie schwierig werden, in Zeilingers Fußstapfen zu treten. Die Zeiten, in denen die Universitäten freies Forschen ermöglichten, „ohne Rücksicht darauf, ob es einen Nutzen haben könnte“ (Zeilinger), sind längst vorbei.





Reformen und Sparmaßnahmen limitieren die Forschung. Das Beispiel einer Gedächtnisforscherin macht deutlich, dass die Universitäten zwar das Gehalt der Wissenschaftlerin bezahlen, aber nicht die Forschung selbst. Mittel für Equipment und Mitarbeiter müssen von Firmen oder staatlichen Förderagenturen eingeworben werden. Dort begutachtet die wissenschaftliche Konkurrenz die Projekte und geben EU-Richtlinien die Richtung vor. Wer gegen den Mainstream forschen will, geht oft leer aus. Fließt irgendwann Geld, behält die Universität davon 15 Prozent der Mittel ein. Die Teilnahme an Konferenzen muss zum Teil aus eigener Tasche finanziert werden. Nobelpreisträger Anton Zeilinger empfiehlt jungen Forschern, sich „nichts zu pfeifen“ und ihrer Inspiration zu folgen. In der Praxis ist dies jedoch kaum mehr möglich.
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			Russland nach dem Terror: Strategische Desinformation

		
	
	

Putin versucht, die Ukraine und den Westen für den IS-Terroranschlag verantwortlich zu machen. Mit der Propaganda will er auch vom eigenen Versagen ablenken. 






[image: Das Foto zeigt Menschen, die vor der Crocus City Hall Blumen zum Gedenken an die Opfer des Terroranschlags in Krasnogorsk bei Moskau niederlegen.]Menschen legen vor der Crocus City Hall Blumen zum Gedenken an die Opfer des Terroranschlags in Krasnogorsk bei Moskau nieder. Krasnogorsk, am 27.3.2024.





	Terror. Der Anschlag der Terrorgruppe Islamischer Staat in Krasnogorsk gehört zu den drei tödlichsten in der Geschichte der Russischen Föderation. 
	Islam. Putin versucht, die 20 Millionen russischen Muslime ähnlich wie die Russisch-Orthodoxe Kirche politisch zu instrumentalisieren. 
	Versagen. Seit den brutalen Kriegen in Tschetschenien und Syrien ist Moskau ein begehrtes Ziel von Dschihadisten, die Terrorgefahr wurde sträflich vernachlässigt. 
	Propaganda. Die innenpolitischen Folgen des Anschlags sind begrenzt. Im Ausland ist Desinformation zur Spaltung der westlichen Bevölkerung Teil der Kriegsführung. 






Der Anschlag vom 22. März 2024 vor den Toren Moskaus mit über 140 Toten und 380 Verletzten war einer der blutigsten Terroranschläge in der Geschichte der Russischen Föderation. Nur die Geiselnahmen im Moskauer Dubrowka-Theater während des Musicals „Nord-Ost“ von 2002 (130 Tote) und in Beslan im Jahr 2004 (331 Tote) sind in ihrer Dimension vergleichbar.   





Mehr zum Thema




	War der Ukraine-Krieg vorhersehbar?
	Wurde Russland provoziert?
	Die Macht der Verdrängung






Wenige Stunden nach dem Angriff wurde auf allen offiziellen Kanälen der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) das Bekennerschreiben vom Islamischen Staat Provinz Khorasan (ISPK oder IS-K), einer Splittergruppe des IS, veröffentlicht. Obgleich führende internationale Terror- und Extremismusexperten die Handschrift des Islamischen Staates zweifelsfrei erkannten, versuchte Moskau unmittelbar nach Bekanntwerden des Anschlags, die islamistischen Hintergründe zu leugnen, der Ukraine die Hauptschuld zuzuschieben und zumindest eine Teilschuld dem Westen, und insbesondere den USA, anzulasten. Auch wenn es sich dabei eindeutig um fake news aus der weltweiten russischen Propagandamaschinerie handelt, stellt sich die Frage, warum der ISPK Russland überhaupt angegriffen hat.




Der Islam und der Kreml




Russland verfügt seit Mitte des 16. Jahrhunderts über große autochthone islamische Bevölkerungsgruppen entlang der Wolga. Im 19. Jahrhundert wuchs die muslimische Bevölkerung Russlands durch die koloniale Eroberung weiter Gebiete des Nordkaukasus erheblich an. Heute leben rund 20 Millionen Muslime, Tendenz steigend, in zwei ethnisch unterschiedlichen Gemeinschaften: die eine an der Wolga in den Regionen Tatarstan und Baschkortostan, und die andere im Nordkaukasus.




Wladimir Putin betont regelmäßig die Bedeutung des interreligiösen Dialogs in Russland. Dabei versucht der Kreml die muslimische Glaubensgemeinschaft Russlands ähnlich wie auch die Russisch-Orthodoxe Kirche für seine ideologischen Zwecke politisch zu instrumentalisieren – insbesondere für die Propagierung „traditioneller Werte“ –, um auf diese Weise die Kontrolle und die Deutungshoheit über die Diskurse zu erlangen und die Stabilität des Regimes zu wahren. 





Die Anführer der Hamas halten sich auf Einladung Putins regelmäßig in Moskau auf.






International sucht Moskau die Nähe zu ausgewählten islamischen Staaten und Organisationen. So gilt beispielsweise Ramsan Kadyrow seit vielen Jahren als zentraler Verbindungsmann Wladimir Putins zu den religiös-politisch einflussreichen arabischen Golfstaaten. Der überraschende eintägige Blitzbesuch des russischen Staatschefs Ende Dezember 2023 bei den Vereinigten Arabischen Emiraten und Saudi-Arabien unterstreicht deren wachsende Bedeutung für Russland. Allerdings wird das Verhältnis Russlands zur Golfregion dadurch getrübt, dass einzelne arabische Staaten am Persischen Golf mutmaßlich radikale wahhabitische Bewegungen in Russland unterstützen. Auf der anderen Seite überschattet die Nähe Moskaus zu Teheran die Beziehung.




Im Nahostkonflikt versucht Moskau, sich als ein für alle Seiten akzeptabler Vermittler zu positionieren. Nach dem jüngsten Terrorangriff der Hamas kühlten die guten Beziehungen zu Israel angesichts der wahrscheinlichen russischen Unterstützung der Hamas bei den Vorbereitungen des Überfalls jedoch rapide ab. Während die Muslimbruderschaft in Russland seit 2003 als „terroristische Vereinigung“ verboten ist, unterhält Moskau seine kooperative Beziehung mit der Hamas aufrecht. Die Anführer der Terrororganisation halten sich auf Einladung Putins regelmäßig in Moskau auf.




Am Anfang war Tschetschenien




Bereits seit den 1990er Jahren stand die Russische Föderation vor allem aufgrund der brutalen Kriege in Tschetschenien im Fokus dschihadistischer Organisationen. Und ab Mitte der 2010er Jahre wurde Russland zum erklärten Gegner des Islamischen Staates (IS), weil Moskau im Syrienkrieg den syrischen Diktator Baschar al-Assad unterstützte. 




Kurz nach der Gründung des IS im Frühjahr 2013 verließen tausende islamistische Extremisten Russland sowie die Staaten Zentralasiens, Kasachstan, Kirgistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan, und schlossen sich der Terrormiliz an. Damit wurde Russisch unmittelbar nach Arabisch zur zweitwichtigsten Sprache des IS. Noch Anfang 2017 sah der russische Staatschef in diesen Extremisten eine „Brutstätte des Terrorismus auf dem Territorium Syriens“ und eine enorme Gefahr für Russland.




Die längste Zeit waren sich die russischen Sicherheitsbehörden der islamistischen Bedrohung bewusst, fokussierten sich darauf, und konnten so der Gefahr adäquat und weitgehend erfolgreich begegnen. Dabei kooperierte Russland eng mit den Sicherheitsbehörden zentralasiatischer Staaten.





Der Anschlag in Krasnogorsk




[image: Das Foto zeigt die Crocus City Hall in Krasnogorsk bei Moskau, nachdem mehrere Bewaffnete das Feuer eröffnet hatten. Im Vordergrund sind mehrere Einsatzkräfte zu sehen. Das Bild illustriert einen Artikel über Russland nach dem Terroranschlag am 22.3.2024.]Nachdem mehrere Bewaffnete das Feuer in der Crocus City Hall eröffnet haben, ist in der Veranstaltungshalle ein Feuer ausgebrochen. Krasnororsk, 22.3.2024.



Am Abend des 22. März 2024, kurz vor dem geplanten Beginn eines Rockkonzerts, stürmten schwer bewaffnete Terroristen des IS-K in die Veranstaltungshalle Crocus City Hall in Krasnogorsk, einer Vorstadt im Nordwesten Moskaus, und feuerten auf die Besucher. Mindestens 144 Personen wurden getötet, ca. 360 verletzt. 




Der IS-K ist der afghanische Ableger der Terrororganisation Islamischer Staat. Das „K“ in der Bezeichnung geht auf die historische Khorasan-Provinz aus dem siebten Jahrhundert zurück. Der IS bekannte sich nur wenige Stunden nach dem Anschlag über den Telegram-Kanal seiner Nachrichtenagentur Amaq zu der Tat und veröffentlichte ein Video des Terroranschlags, das von einer Bodycam eines der Täter aufgenommen wurde. Führende Terrorismusexperten wie Peter Neumann vom King’s College London bestätigen die Authentizität der Bekenntnisse. 




Dem russischen Inlandsgeheimdienst FSB zufolge wurden elf Personen festgenommen, darunter alle vier direkt an dem Terroranschlag beteiligten Täter. Bald darauf wurden Videos der offensichtlich gefolterten Attentäter auf Social Media verbreitet. Die USA und Großbritannien hatten bereits am 7. März vor Terroranschlägen auf Konzerte gewarnt. Der New York Times zufolge enthielt die Warnung sogar den richtigen Ort, wenn auch keinen konkreten Zeitpunkt. Die Warnungen waren von Putin jedoch öffentlich als „Erpressung“ zurückgewiesen worden.





Doch seit etwa 2018 verlagerte sich der Fokus russischer Sicherheitsbehörden auf Wunsch des Kremls schrittweise auf die Bekämpfung oppositioneller Aktivitäten im Inland. Was eindeutig dem politischen Willen Putins und nicht einer geänderten Bedrohungslage geschuldet war. Ab diesem Zeitpunkt verschiebt sich auch der Fokus der Kooperationen mit den autoritär geführten zentralasiatischen Staaten rapide in Richtung der Abwehr von Pseudobedrohungen wie den so genannten Farbrevolutionen, die in der Ukraine (Orange Revolution und Euromaidan), Georgien (Rosenrevolution) und Kirgisistan (Tulpenrevolution) erfolgreich waren. 




Die dschihadistische Gefahr




Obwohl die dschihadistische Bedrohung seit Beginn des russischen Militäreinsatzes in Syrien im September 2015 zugenommen hatte, verschloss Russlands Führung die Augen vor dieser Gefahr. Hier sei insbesondere an den durch eine Explosion an Bord ausgelösten Absturz der Chartermaschine der russischen Fluggesellschaft Kogalymavia über der Sinai-Halbinsel mit 224 Opfern am 31. Oktober 2015 erinnert. Und obschon sich damals der IS umgehend offiziell zu diesem Anschlag bekannte und westliche Sicherheitsbehörden Russland Unterstützung anboten, bezeichnete Kremlsprecher Dmitri Peskow insbesondere die Informationen britischer sowie US-amerikanischer Sicherheitsdienste über eine Explosion an Bord als „Spekulationen“ und wies jeden Zusammenhang zwischen dem Terroranschlag und dem Einsatz russischer Streitkräfte in Syrien zurück.




Gerade in den letzten Monaten führte das syrische Militär mit starker Unterstützung russischer Streitkräfte Angriffe auf Rückzugsorte der Milizen des IS durch. Damit rückte Russland erneut in den Fokus islamistischer Milizen. Auch vergessen die dschihadistischen Organisationen nicht, dass die russische Luftwaffe in den vergangenen Jahren zahlreiche zivile Ziele in Syrien willkürlich zerstört hatte. Und natürlich sind es auch die Verflechtungen Russlands mit dem Iran sowie die Annäherung des russischen Regimes an die Taliban, den Erzfeind des Islamischen Staates, die Moskau zu einem heißen Ziel machen.




All diese Zusammenhänge versucht die russische Führung so weit wie möglich zu leugnen. Nach dem Terroranschlag vom 22. März erkannte Wladimir Putin die Anhänger des IS zwar als unmittelbare Ausführer des Terroranschlages an, gleichzeitig betonte er jedoch, dass die eigentlichen Drahtzieher in der Ukraine säßen, deutete eine Verwicklung des Westens an und drohte mit der Bestrafung aller Verantwortlichen. Unterdessen sprachen Gefolgsleute des IS erneut Drohungen gegen Russland und direkt gegen Wladimir Putin aus. Inwieweit diese Drohungen vom Kreml ernst genommen werden, bleibt abzuwarten.




Potemkin’sche Sicherheit




Angesichts der Terroranschläge seit Ende der 1990er Jahre erwecken die Kontrollen in den Großstädten, insbesondere in der Hauptstadt Moskau, den Anschein allgegenwärtiger Sicherheit. Alle öffentlichen Einrichtungen und selbst größere Einkaufszentren werden rund um die Uhr zumindest von privaten Sicherheitsdiensten bewacht. Doch der Schein trügt.





Das erneute Scheitern des Sicherheitsversprechens wird für Wladimir Putin aller Voraussicht nach folgenlos bleiben.






Denn oft bleiben die Sicherheitsvorkehrungen oberflächlich. So kommt nicht selten vor, dass die Metalldetektoren an den Eingängen von öffentlichen Einrichtungen und sogar Regierungsgebäuden nicht oder nur eingeschränkt funktionieren, die Fluchtwege versperrt sind und die Sicherheitskontrollen der Besucher nicht von geschultem Sicherheitspersonal durchgeführt werden. Trotz klarer gesetzlicher Regelungen werden die polizeilichen Kontrollen äußerst nachlässig gehandhabt. Insofern ist auch nach diesem Terroranschlag nicht mit einer grundlegenden Verhaltensänderung zu rechnen.




Die russischen Sicherheitsbehörden haben nach dem Prigoschin-Aufstand im Juni 2023 zum wiederholten Male innerhalb nur eines Jahres versagt und ihre mangelnde Professionalität eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Damit hat der Kreml das Sicherheitsversprechen, das er der russischen Bevölkerung im Gegenzug für den weitgehenden Verzicht auf politische Mitbestimmung gegeben hat, erneut gebrochen. Allerdings wird dieses Scheitern für Wladimir Putin aller Voraussicht nach folgenlos bleiben.




Putin versagt und gewinnt




Wladimir Putin konnte bislang jeden Terroranschlag zu seinen Gunsten umdeuten, politisch instrumentalisieren und durch patriotische Mobilisierung vom Versagen der Sicherheitsbehörden ablenken.




So dienten beispielsweise die Hochhaus-Bombenanschläge 1999 – mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit vom russischen Inlandsgeheimdienst inszeniert – als wesentliche Rechtfertigung für den Zweiten Tschetschenienkrieg und boten die Grundlage für den ersten Wahlerfolg Putins. Die Terroranschläge der 2000er Jahre führten zu einer Entmachtung der Regionen, einer weitgehenden Umstrukturierung und Zentralisierung des politischen Systems Russlands und damit zur Etablierung der Putin’schen Machtvertikale.




Eine derart dramatische Wirkung ist derzeit allerdings wohl kaum zu erwarten. Höchstens dürfte es bei politisch begrenzt wirksamen, jedoch hochgradig symbolträchtigen Gesten bleiben, wie der Wiedereinführung der Todesstrafe.




Schließlich ist das politische System seit langem zentralisiert. Die Kompetenzen der Sicherheitsdienste sind immens ausgeweitet und faktisch jedweder unabhängigen Kontrolle entzogen. Die Grundrechte werden auf – bestenfalls – zweifelhafter rechtlicher Grundlage widerstandslos eingeschränkt und die Repressionswalze dreht sich immer schneller.





Der Terroranschlag des IS vom 22. März 2024 ist einer der blutigsten Terroranschläge in der Geschichte der Russischen Föderation. Bereits seit Beginn des Tschetschenienkrieges stand Russland im Visier dschihadistischer Organisationen. Seit Beginn des russischen Militäreinsatzes in Syrien im September 2015 hat sich die Bedrohung durch den IS verschärft. Auf Wunsch des Kremls liegt der Fokus russischer Sicherheitsbehörden aber auf der Bekämpfung oppositioneller Aktivitäten im Inland. Mit patriotischer Mobilisierung und Schuldzuweisung an die Ukraine will Wladimir Putin vom Versagen der Sicherheitsbehörden ablenken. Die innenpolitischen Folgen der Anschläge dürften sich jedoch auf symbolische Maßnahmen wie die Wiedereinführung der Todesstrafe beschränken.
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			Dashboard: Asylanträge in Europa

		
	
	

Unser interaktives Dashboard zeigt Ihnen, wie sich die Asylzahlen in Europa entwickeln. Sie können dabei nach Datum, Zielland, Herkunftsland, Geschlecht und Alter filtern.












Im heurigen Superwahljahr ist das Thema Migration weit oben auf der politischen Agenda. Vor allem das Asylwesen spaltet nach wie vor die Lager. Im vergangenen Jahr wurden 2,3 Millionen Asylanträge in Europa gestellt. Heuer ist die Zahl im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um die Hälfte zurückgegangen. Die wichtigsten Herkunftsländer sind, wie in den Jahren davor, Syrien, Afghanistan und die Türkei. Die über vier Millionen Flüchtlinge aus der Ukraine sind in diesen Daten jedoch nicht enthalten, da sie Schutzanspruch in der EU über eine eigene Direktive erhalten hatten. Zudem beziehen sich die hier verwendeten Zahlen auf Erst- und Folgeanträge.




Österreich erlebte nach der Pandemie 2022 eine Rekordzahl von 111.000 Asylanträgen. Auffällig war, dass rund 20.000 Menschen aus Indien um Asyl ansuchten. Zum Vergleich: Heuer stellten seit Jahresbeginn lediglich 25 Inder einen Asylantrag. Die hohe Anzahl der eingestellten Verfahren in den letzten beiden Jahren legt nahe, dass für viele Asylwerber Österreich ein Transitland war. 




Wie das Beispiel zeigt, sind die blanken Zahlen eine wertvolle Recherchehilfe. Die Einordnung von Experten ersetzt sie allerdings nicht. Für Der Pragmaticus haben bereits eine Reihe von Migrationsforschern die Lage in Europa analysiert und Lösungsvorschläge ausgearbeitet:






Ein neues Asylsystem




Die Soziologin und Historikerin Sandra Kostner legt den Finger auf den Wunden Punkt unseres Asylrechts: Wer es schafft, Europa zu betreten, darf meist bleiben. Die EU sollte Kontingente für Flüchtlinge einführen, wie Australien und Kanada, schreibt sie.




Der Migrationsexperte Ruud Koopmans  schlägt vor, Asylverfahren in Drittstaaten auszulagern; wer Asyl beantragt, sollte sich das Zielland nicht aussuchen können, argumentiert er in seinem Report. 




Der Politologe Eric Kaufmann würde nicht nur die Verfahren auslagern, sondern auch einen sicheren Zufluchtsort außerhalb Europas schaffen. EU-Staaten sollten dauerhafte Siedlungen für Vertriebene finanzieren, schlägt er vor. 




Der erfahrene Leiter von Flüchtlingslagern Kilian Kleinschmidt geht einen Schritt weiter: Die reichen Länder könnten ganze Städte errichten, in denen Flüchtlinge und andere Migranten ein neues Leben aufbauen können. 




Für eine umfassende Reform des Asylsystems tritt auch Kommunikationsforscherin Melita Sunjic ein. Von Verfahren außerhalb der EU hält sie wenig. Aus ihrer Sicht braucht die EU ein einheitliches und zentrales Asylverfahren und einen gerechten Verteilungsschlüssel für anerkannte Flüchtlinge.
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